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1. Umweltrecht Allgemeiner Teil

Bernhard Raschauer / Daniel Ennöckl

Gliederung 

I. Grundlagen des Umweltrechts
A. Einleitung
B. Zum Begriff „Umweltrecht“
C. Zwecke und Prinzipien
D. Das Umweltrecht und seine „Instrumente“
E. Umweltrechtswissenschaft 

II. Umweltpolitik
III. Verfassung und Umweltrecht

A. Kompetenzverteilung 
B. Staatsaufgabe Umweltschutz
C. Grundrechte
D. Die Bedeutung des Rechtsstaatsprinzips
E. Entscheidungen im Konflikt

I. Grundlagen des Umweltrechts

A. Einleitung1

Dass unsere Umwelt beeinträchtigt ist und des Schutzes bedarf, entspricht alltäg-
licher subjektiver Erfahrung jedes Einzelnen. Jede der periodischen Mikrozensus-
Umwelt-Erhebungen der Statistik Austria bestätigt aufs Neue, dass sich die Wohn-
bevölkerung ganz dominierend durch Lärm, abgeschlagen an zweiter Stelle durch 
Gestank beeinträchtigt fühlt. 

Gegenstand der Besorgnis, wenngleich für den Einzelnen nicht in gleicher Wei-
se greifbar, sind aber auch die Chemisierung von immer mehr Lebensbereichen 
und damit im Zusammenhang einerseits die Angst vor schleichender alltäglicher 
Vergiftung und andererseits das unabschätzbare Gefahrenpotenzial von Großun-
fällen. Weiters sind der Einsatz neuer Technologien (Gentechnik, Nanotechnolo-
gie)2, die zunehmende Belastung der Umgebung durch elektromagnetische Felder 
(Elektrosmog) und das bedrückende Gefahrenpotenzial ionisierender Strahlung, 
insb bei Fehlfunktionen von Kernkraftwerken, anzuführen. 

Als Medienkonsumenten erfahren wir täglich von den Beeinträchtigungen der 
Umweltmedien: Die Luftbelastungen durch Schwefeloxide und flüchtige organi-
sche Verbindungen (VOC) sind im Lauf der letzten Jahre zwar zurückgegangen, 

1  Vgl die Angaben in Umweltbundesamt (Hrsg), Elfter Umweltkontrollbericht – Umwelt-
situation in Österreich (2016); vgl auch www.umweltbundesamt.at und die Umwelt-
schutzberichte einzelner Ämter der Landesregierungen; weiters verschiedene Einzelbe-
richte, zB die periodisch herausgegebenen Gewässerschutzberichte des BMNT (Was-
sergüte in Österreich – Jahresbericht [2013–2015]) und die Abfallwirtschaftspläne des 
Bundes (Bundes-Abfallwirtschaftsplan 2017) und der Länder.  

2  Vgl dazu I. Eisenberger, Innovation im Recht (2016).  
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jene durch Kohlen- und Stickoxide sind jedoch noch immer auf (zu) hohem Ni-
veau. Zudem geben in den letzten Jahren die auf Verbrennungsprozesse zurück-
gehenden Feinstaubbelastungen (PM10 und PM2,5) Anlass zur Besorgnis. 

Den Erfolgen bei der Wiederherstellung guter Wasserqualität der Seen und der 
fließenden Gewässer steht das ungelöste Problem der Verunreinigung von Grund-
wasserkörpern – nicht zuletzt durch landwirtschaftliche Aktivitäten, aber auch 
durch Abwässer aller Art – gegenüber. Hochwasserereignisse lenken verstärkt den 
Blick auf verschiedene bauliche Eingriffe in den Wasserhaushalt. 

Durch Bautätigkeiten (Gebäude, Verkehrsanlagen) verlieren wir im Durch-
schnitt 12,9 ha pro Tag an bislang unverbauten Flächen. Schadstoffgehalte in Le-
bensmitteln weisen auf die zunehmende Belastung der Böden hin. 

Beim natürlichen Lauf der Dinge hinterlassen wir den nächsten Generationen 
weniger Tier- und Pflanzenarten, als wir selbst noch vorgefunden haben; die 
Nutzorientierung für den Menschen nimmt zu, die Biodiversität nimmt drastisch 
ab. Baumaßnahmen verschiedener Art, Materialgewinnungen sowie die Agrarin-
dustrie bewirken erhebliche Eingriffe in das innere Gefüge des Naturhaushalts, in 
Feuchtbiotope, Moore, Trockenrasen und andere schutzwürdige Gebiete. Immer 
weniger Flächen können noch als Gebiete mit weitgehender Ursprünglichkeit, als 
ökologisch wertvoll oder wenigstens als naturnah und unverbaut qualifiziert wer-
den. Naturschutz ist zum punktuellen Schutz kleiner Reservate geworden.  

Der globale Klimawandel, der auf nach wie vor steigende Emissionen von 
Treibhausgasen – vor allem CO2 aus Verbrennungsprozessen aller Art, aber auch 
Methan aus Landwirtschaft und Deponien – zurückzuführen ist, und die partielle 
Zerstörung der Ozonschicht in der Atmosphäre haben bereits das Erfordernis ei-
nes weltweiten Vorgehens sichtbar gemacht. 

Wirtschaftliche Aktivitäten – Gewerbe und Industrie, Landwirtschaft, Verkehr, 
Energie, Tourismus –, aber auch die Lebensführung der Privathaushalte sind auf 
Expansion und Wachstum ausgerichtet, und zwar – bei allem Gewinn an Optio-
nen und an Lebensqualität, die frühere Generationen nicht vorgefunden haben – 
in vielfältiger Weise doch auch zu Lasten unserer Lebensgrundlagen. 

Umweltschutz hat mit Verlusten zu tun, mit dem Verlust von Lebensräumen, 
von (landschaftlicher) Schönheit und von biologischer Vielfalt. Er hat, vor allem 
in technisierten Bereichen, überdies mit Einwirkungen zu tun, 
– mit Emissionen, wenn wir sie vom Standpunkt der emittierenden Anlage oder 

Maschine aus betrachten, bzw 
– mit Immissionen, wenn wir sie vom Schutzgut aus betrachten, auf das einge-

wirkt wird. 
Vor allem im Bereich der Luftreinhaltung sind auch Transmissionen von Bedeu-
tung, insb die oft großräumige Beförderung von Schadstoffen. So konnten in Öster-
reich Luftschadstoffe nachgewiesen werden, die aus britischen Industrieanlagen 
stammen. Auch die Gewässerreinhaltung ist mit dem Problem konfrontiert, dass 
der Ort der Einwirkung und der Ort des Schadenseintritts auseinanderfallen können. 

Immissionen können Gefahren darstellen, wenn sie Schäden besorgen lassen, 
insbesondere Gefahren für das Leben oder die Gesundheit von Menschen. Zumeist 
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erreichen Immissionen jedoch kein gesundheitsgefährdendes Niveau, sondern las-
sen „nur“ Belästigungen gewärtigen. In diesen Fällen geht es um die umweltpo-
litische Entscheidung und um die fachliche Beurteilung, welches Maß an Belästi-
gung zumutbar oder unzumutbar ist. 

Mitunter sind Belästigungen nicht evident und Gefahren wissenschaftlich nicht 
gesichert nachweisbar. In solchen Konstellationen – man denke nur an die Ver-
wendung neuer Chemikalien, an Maßnahmen der Gentechnik oder an Phänomene 
von der Art des Elektrosmogs – stellt sich die Frage, ob Vorsorge und staatliche 
Regulierung gerechtfertigt sind. Es handelt sich letztlich um gesellschaftspoliti-
sche Entscheidungen, die mit Gesichtspunkten des „wirtschaftlichen Fortschritts-
und der Globalisierung konfrontiert sind. 

Ein verwandter Aspekt wurde insb in den Debatten über die Nutzung der 
Kernenergie mit dem Begriff Restrisiko bezeichnet. Gefahrenabwehr und Beläs-
tigungsschutz zielen auf das Vermeiden der nach fachlicher Voraussicht zu gewär-
tigenden Beeinträchtigungen ab. Immer geht es um einen bestimmten Grad an 
Wahrscheinlichkeit; jede Produktzulassung und jede Anlagenbewilligung nimmt 
in Kauf, dass der Eintritt eines Produktfehlers bzw eines Störfalls nicht ganz aus-
geschlossen werden kann.3 Bei besonders gefährlichen Tätigkeiten kann eine Vor-
sorge aber auch hinsichtlich wenig wahrscheinlicher Konstellationen als erforder-
lich angesehen werden.  

Da wir nicht in idealen physikalischen Räumen leben, geht es häufig nicht um 
einzelne Emissionen und deren Immissionswirkungen, sondern um summative 
Effekte. Auf der einen Seite tritt eine neue Emissionsquelle zumeist zu einer 
bestehenden Grundbelastung hinzu, sodass in Frage steht, inwieweit die zusätz-
liche Belastung (noch) akzeptabel ist. Auf der anderen Seite macht erst der Sum-
mationseffekt verständlich, warum der individuelle Kfz-Verkehr in Bezug auf 
Lärm, Luftverunreinigung und Bodenverbrauch ein höchstrangiges Umweltprob-
lem darstellt und warum es günstiger ist, wenn die Heizungsanlagen privater 
Haushalte durch ein entsprechend ausgerüstetes Fernwärmewerk ersetzt werden. 

Emissionen – schwieriger auch Immissionen – können durch entsprechende 
Messeinrichtungen gemessen werden. Lärmgutachten auf der Basis der A-bewer-
teten (logarithmischen) Berechnungen in der Einheit Dezibel haben heute ein ho-
hes Maß an technischer Raffinesse erreicht. Sie kontrastieren eigenartig – um das 
andere Extrem anzusprechen – zu den „olfaktometrischen“ Methoden (Geruchs-
wahrnehmungstests), wenn es um komplexe Luftinhaltsstoffe („üble Gerüche“), 
etwa in der Nachbarschaft einer Schweinemast, geht. Emissionen kann mit ver-
schiedenen Maßnahmen begegnet werden, mit Primärmaßnahmen, die das Ent-
stehen von Schadstoffen reduzieren, oder aber mit Sekundärmaßnahmen, die 
Emissionen verringern (zB Filter, Reinigungsanlagen). Jedenfalls ist Umweltrecht 
                               
3  Vgl Wimmer, Risikoentscheidungen: Begriffsklärung und Problematik aus naturwissen-

schaftlicher Sicht, in Hauer (Hrsg), Risikoentscheidungen im Umweltrecht (2009) 17, 
der Risikoentscheidungen als Erkenntnisproblem und als ethisches Entscheidungsprob-
lem erörtert. Vgl auch Hauer, Risikoentscheidungen im Umweltrecht, in Hauer (Hrsg), 
Risikoentscheidungen im Umweltrecht (2009) 45, zum rechtlichen Rahmen. 
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zu einem erheblichen Teil Technikrecht, sodass der Jurist von der Beurteilung 
durch Sachverständige abhängig ist. Und zwar oft von den Gutachten einer Mehr-
zahl von Sachverständigen unterschiedlicher Fachrichtungen. 

Der Begriff der synergetischen Wirkungen ist im Umweltrecht negativ be-
setzt, bringt er doch den Umstand zum Ausdruck, dass bestimmte Emissionen, die 
für sich akzeptabel wären, dann nicht hingenommen werden können, wenn sie auf 
bestimmte andere Substanzen stoßen, etwa wenn der (ungefährliche) Stoff A auf 
den (ungefährlichen) Stoff B stößt und mit diesem in schädliche Reaktion tritt. 
Umweltschutz erfordert daher auch die entsprechende Vorausschau in komplexen 
Zusammenhängen. 

Im Interesse erleichterter und einheitlicher Beurteilung werden von verschie-
denen Organisationen technische Standards und Richtlinien (zB ÖNORMEN) 
entwickelt; sie dienen in erster Linie der Orientierung für Projektanten und Sach-
verständige. Zum Teil werden Standards auch mit Gesetz oder Verordnung – und 
damit verbindlich – festgelegt, insb als (Emissions- oder Immissions-)Grenzwerte.4 
Grenzwerte haben den Vorteil der Beurteilungssicherheit. Umweltpolitisch nach-
teilig ist, dass sie zur Ausschöpfung des Grenzwerts auch in Fällen einladen, in 
denen im Einzelfall nach dem (zwischenzeitlich oft weiterentwickelten) Stand der 
Technik ein Mehr an Vermeidung möglich wäre. 

In vielfältigen Konstellationen können Umweltziele zueinander in Konflikt tre-
ten: Die Lärmschutzwand und die Windenergieanlage zerstören das Landschafts-
bild, der Arbeitnehmerschutz mindert die Möglichkeiten des Nachbarschutzes (zB 
Belüftung einer Industriehalle), die Abfallverbrennung dient dem Umweltschutz 
und ist gleichzeitig selbst ein Umweltproblem. 

Das als gesellschaftlich akzeptabel bestimmte Maß an Einwirkungen auf die 
Umwelt ist oft auch ein Problem der Verteilungsgerechtigkeit:5 Soll der Verkehr 
aus dem Ortskern auf eine Umfahrungsstraße verlagert werden, kommt es zur Be-
lastung bisher unbelasteter Gebiete zugunsten der derzeit belasteten Gebiete. Wenn 
man sich zur Abfallverbrennung bekennt, dann muss es an mindestens einem 
Standort pro Bundesland eine Abfallverbrennungsanlage geben. Es treffen sodann 
die Argumente aufeinander, ob man die Anlage in einem Gebiet errichten soll, das 
ohnedies bereits belastet ist, oder ob man gerade dieser Bevölkerung nicht noch 
weitere Belastungen aufbürden darf. Bei der Raumordnung stehen in diesem Sinn 
Fragen der Verteilungsgerechtigkeit zentral im Vordergrund. 

Heute geht es oft nicht mehr um gesamthafte Aussagen über Umweltbelastun-
gen. Die zunehmend dichteren Messnetze erlauben immer präzisere lokale Beur-
teilungen (zB der Feinstaubbelastung in Graz). Die dann erforderlichen gegensteu-
ernden Maßnahmen (Verkehrsbeschränkungen, Verbot der Errichtung neuer Emit-
tenten) stoßen oft auf Unverständnis: Maßnahmen zur Bewahrung der Lebensgrund-

                               
4  Vgl Hauer in Hauer (FN 3) 75. 
5  Siehe Schulev-Steindl, Umweltrecht – eine Disziplin im Zeichen globaler Ressourcen-

knappheit, RdU 2010, 4. 
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lagen werden als Einschränkungen der Lebensqualität (Mobilität, Arbeitsplätze) 
empfunden.6 

Bemühungen um Umweltschutz sind häufig nicht mit der sachgemäßen Be-
wältigung neuer Einwirkungen konfrontiert, sondern mit „Sünden der Vergan-
genheit“: Ein Gewässer ist aufgrund bestehender Einleitungsrechte verunreinigt, 
ein aufgelassenes Betriebsareal oder eine Deponie stellt sich als „Altlast“ dar.  

Vor allem in diesen Fällen wird sichtbar, was aber letztlich ganz allgemein 
gilt: Umweltschutz ist immer auch eine Frage der Finanzierungsgerechtigkeit.  

B. Zum Begriff „Umweltrecht“ 

Umweltschutz zielt auf die Bewahrung von Lebensräumen und Lebensgrundlagen 
ab. Umweltrecht zielt in einem ersten, engsten Kreis auf die Bewahrung des Ein-
zelnen vor Gefahren und Belästigungen ab, etwa vor jenen durch Lärm, Erschüt-
terungen und Gestank. Dies erklärt, warum sich eine wesentliche Komponente des 
zivilrechtlichen Umweltrechts im Nachbarrecht (§§ 364 ff ABGB) findet. Und 
dies erklärt weiters, warum der Schutz des Privatlebens und der Wohnung (Art 8 
EMRK) im Vordergrund der Grundrechtsbestimmungen auf dem Gebiet des Um-
weltrechts stehen (vgl unten III.C.).  

In einem weiteren Kreis ist der Schutz der natürlich lebenden Lebewesen so-
wie die Bewahrung der Lebensgrundlagen des Menschen und der anderen Lebe-
wesen zu sehen, etwa die Luftreinhaltung, der Schutz der Gewässer, der Boden-
schutz oder der Naturschutz einschließlich der Walderhaltung. Dies ist sowohl in 
quantitativer Hinsicht (zB Wasserhaushalt, Grünlandausstattung) als auch in qua-
litativer Hinsicht (zB Luft- und Gewässerreinhaltung, Artenvielfalt) von Bedeu-
tung.  

Manche Maßnahmen dienen sowohl dem Schutz bestimmter einzelner Perso-
nen als auch dem Schutz der Allgemeinheit, wenn man sich etwa Fragen des Schut-
zes vor radioaktiver Strahlung oder vor elektromagnetischen Feldern vor Augen 
hält. 

In einem dritten Kreis sind die globalen Probleme zu sehen, etwa der Abbau 
der atmosphärischen Ozonschicht, die schon spürbare Klimaerwärmung oder die 
Verunreinigung der Weltmeere. Es liegt auf der Hand, dass es zur Bewältigung 
dieser Probleme der Kooperation zwischen den Staaten sowie internationaler Ver-
einbarungen bedarf. 

Als Umweltrecht kann man Rechtsvorschriften bezeichnen, die direkt oder 
indirekt solchen als nachteilig beurteilten Effekten entgegenwirken sollen.7 
                               
6  Siehe auch Schulev-Steindl, Ökonomie und Ökologie – Perspektiven einer Zielkonkur-

renz am Beispiel des Umweltrechts, in Ennöckl/N. Raschauer/Schulev-Steindl/Wessely 
(Hrsg), Über Struktur und Vielfalt im öffentlichen Recht – Festgabe für Bernhard Rasch-
auer (2008) 249. 

7  Vgl Schnedl, Umweltrecht im Überblick2 (2014) 29; Hauer, Allgemeine Lehren des 
Umweltverwaltungsrechts, in: Hauer (Hrsg), Umweltrecht2 (2015) 96 ff.  
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In Österreich gibt es kein „Umweltschutzgesetz“ im Sinn einer Kodifikation. 
Ebenso wenig gibt es eine „Umweltbehörde“ im Sinn einer gesamtzuständigen 
Behörde. Dies erklärt sich daraus, dass es Bestimmungen zum Schutz der Umwelt 
schon in vielfältiger Weise in den Rechtsvorschriften gab, als Umweltschutz noch 
gar kein gesellschaftspolitisches Thema war. Die Rechtsordnung ist historisch nach 
anderen Ordnungsgesichtspunkten gewachsen. Daher findet man Umweltrecht in 
einer Vielzahl bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften. Umweltbehörden sind 
dementsprechend die zur Vollziehung dieser Gesetze berufenen Behörden. 

Angesichts der traditionell nach anderen Gesichtspunkten gewachsenen Struk-
turen der Rechtsordnung erklärt es sich – mehr oder minder kraft Konvention –, 
dass für Zwecke einer systematischen Darstellung8 zB nicht zum Umweltrecht 
gezählt werden: 
– der Arbeitnehmerschutz, obwohl große Teile des Umweltrechts dem Schutz 

der Menschen dienen; beim Arbeitnehmerschutz stehen der besondere betrieb-
liche Kontext und jene Abhängigkeit im Vordergrund, die zu einer besonderen 
Rechtsdurchsetzung (Arbeitsinspektorat) Anlass gegeben haben; im konkreten 
Einzelfall können Arbeitnehmerschutz und Umweltschutz zueinander in Kon-
flikt treten, etwa wenn der Lärmschutz der Nachbarn geschlossene Tore und 
Fenster erfordert, der Arbeitnehmerschutz jedoch Licht- und Luftzugang; 

– der Tierschutz, obwohl insb der Artenschutz einen wesentlichen Schwerpunkt 
des Naturschutzrechts bildet; dies erklärt sich daraus, dass sich der Tierschutz 
primär als Schutz jener Tiere entwickelt hat, die mit dem Menschen in Haus- 
und Hofgemeinschaft leben, mögen seine Regelungen auch heute darüber hin-
ausgehen; 

– der Denkmalschutz, obwohl der Naturdenkmalschutz und der (ästhetische) 
Landschaftsschutz (Schutz des Landschaftsbildes) heute Teile der Gesetze auf 
dem Gebiet des Natur- und Landschaftsschutzes bilden; dies hat vor allem 
kompetenzrechtliche Gründe (s u); im Einzelfall können Denkmalschutz und 
Naturschutz zueinander in Konflikt treten, da etwa der gepflegte Schlossgar-
ten das Gegenteil dessen ist, was Naturschutz bedeutet; 

– viele Bestimmungen auf dem Gebiet des „Produktrechts“, wie etwa das Lebens-
mittelsrecht oder das Arzneimittelrecht, obwohl etwa das Chemikalienrecht 
oder das Gentechnikrecht im Allgemeinen in Darstellungen des Umweltrechts 
einbezogen werden; dies basiert auf der unterschiedlichen historischen Ent-
wicklung dieser Gebiete. 

                               
8  Soweit in Rechtsvorschriften von „Umweltschutzvorschriften“ die Rede ist (zB § 19 

Abs 10 UVP-G 2000), ist die Bedeutung dieses Rechtsbegriffs aus dem jeweiligen sys-
tematischen Zusammenhang zu ermitteln. Vgl zB Ennöckl/N. Raschauer/Bergthaler, 
UVP-G3 (2013) § 19 Rz 14. Vgl auch Schnedl, Rechtswissenschaftliche und normative 
Umwelt(schutz)begriffe im nationalen und internationalen Kontext, in FS Brünner 
(2007) 511; Schulev-Steindl, Rechtliche Optionen zur Verbesserung des Zugangs zu 
Gerichten im österreichischen Umweltrecht gemäß der Aarhus-Konvention (Artikel 9 
Abs 3) (2009) 31. 
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Andererseits könnte man das Abfallwirtschaftsrecht heutiger Prägung durch-
aus dem öffentlichen Wirtschaftsrecht zuzählen. Es wird jedoch im Allgemeinen 
dem Umweltrecht zugerechnet, da es sich aus dem „Recht der Müllabfuhr“, aus 
Bestimmungen zur Vermeidung von hygienischen Missständen und von Umweltver-
schmutzungen, entwickelt hat. 

C. Zwecke und Prinzipien 

Umweltrechtliche Rechtsvorschriften können verschiedene Zwecke verfolgen. So-
weit sie darauf abzielen, den Menschen und seine Lebensumwelt zu schützen, 
spricht man vom anthropozentrischen Ansatz. Für solche Bestimmungen gilt, 
dass sie Phänomene nur erfassen, soweit sie für den Menschen nützlich sind. Bei 
Rechtsvorschriften, die natürliche Phänomene um ihrer selbst willen schützen, 
spricht man vom ökozentrischen (bzw biozentrischen) Ansatz.  

Seit die deutsche Bundesregierung im Jahr 1971 in ihrem Umweltprogramm 
das Vorsorgeprinzip, das Verursacherprinzip und das Kooperationsprinzip als Grund-
sätze des Umweltrechts angegeben hat, nehmen die sogenannten „Prinzipien“ in 
Darstellungen des Umweltrechts oft großen Raum ein.9 Es handelt sich dabei – 
entgegen dem üblichen Sprachgebrauch – weder um im Weg der Abstraktion ge-
wonnene allgemeine Grundsätze noch um Leitlinien für die Gesetzgebung. Viel-
mehr gibt es in der großen Vielfalt von umweltrechtlichen Rechtsvorschriften ein-
zelne Bestimmungen, die auf einer bestimmten Konzeption beruhen und in die-
sem Sinn als Ausdruck eines bestimmten „Prinzips“ gesehen werden, mag es auch 
viele anders konzipierte Bestimmungen (auch im selben Gesetz) geben. 

Im Kern des Umweltrechts stehen Bestimmungen, die dem Vermeiden (von 
Beeinträchtigungen) und dem Bewahren (des Schützenswerten) dienen. Bestimm-
te Beeinträchtigungen sind verboten, bestimmte Immissionen können untersagt 
werden, bestimmte Gebiete oder Naturgebilde werden unter Schutz gestellt. Man 
kann in diesem Zusammenhang vom Schutzprinzip sprechen. Von ihrer Konzep-
tion her betrachtet sind solche Regelungen zumeist nicht anders zu sehen als viele 
andere Vorschriften im Bereich des Verwaltungs- und Privatrechts. 

Greifen Regelungen weiter in das Vorfeld von nachteiligen Entwicklungen, 
sollen also auch mögliche Ursachen von Beeinträchtigungen (im Sinn einer abs-
trakten Gefahr) hintangehalten werden, spricht man vom Vorsorgeprinzip: „Ver-
meide das Vermeidbare“. Solche Bestimmungen stellen tatbestandsmäßig häufig 
auf den „Stand der Technik“  in einem bestimmten Bereich ab, treten also nicht 
erst konkreten Gefahren entgegen. Vermieden werden sollen nachteilige Auswir-
kungen, die nach dem fortschrittlichen internationalen Stand der Technik für Maß-
nahmen und Anlagen der betreffenden Art vermieden werden können. 

Aufgrund des Unionsrechts wird die Formel „Stand der Technik“ zunehmend 
durch die Formel „best available techniques“ (BAT) ersetzt, in deren Rahmen auch 
                               
9  Vgl insb Kloepfer, Umweltrecht4 (2016) 170 ff; Schnedl (FN 7) 53 ff; Hauer, Allge-

meine Lehren des Umweltverwaltungsrechts, in: Hauer (FN 7) 103 ff. 
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die Kosten-Nutzen-Relation zu berücksichtigen ist (vgl die Übernahme in § 12a 
WRG), womit die Vorsorgewirkung abgeschwächt wird. Relevant für die Be-
stimmung des Stands der Technik sind vor allem die vom EIPPC-Büro in Sevilla 
erstellten BAT Dokumente, die best available techniques branchenspezifisch fest-
legen.10 

In höherem Maß als in anderen Rechtsbereichen ist die „Reparatur“ einer 
der bestimmenden Zwecke des Umweltrechts. Wurde etwas Schützenswertes durch 
rechtswidrige Maßnahmen beeinträchtigt, ist der erhaltenswerte Zustand bestmög-
lich wiederherzustellen: Das ausgelaufene Öl ist abzupumpen, das verunreinigte 
Erdreich ist auszuheben und zu entsorgen, Drainagen sind zu entfernen, die gero-
dete Waldfläche ist zu bepflanzen. Das prominenteste Beispiel eines so verstan-
denen Reparaturprinzips ist wohl das Regime der Altlastensanierung. Es führt uns 
anschaulich die „Sünden der Vergangenheit“ vor Augen: Umweltschädigendes 
Verhalten einer Generation kann zu beträchtlichen finanziellen Belastungen der 
folgenden Generationen führen. Aber auch Rückwidmungen im Bereich der Flä-
chenwidmung oder Rückbauten bei Straßen oder Gewässerbauten dienen oft der 
Behebung früherer Sünden. 

Die modernste Akzentsetzung bildet das sogenannte Prinzip der Nachhaltig-
keit (sustainability). Entwickelt von der UN Conference on Environment and 
Development (Rio de Janeiro 1992, auf Basis des sogenannten Brundtland-Reports 
aus dem Jahr 1987),11 stipuliert es das Anliegen der Befriedigung der Bedürfnisse 
der Gegenwart, ohne die Möglichkeit nachfolgender Generationen einzuschrän-
ken, ihrerseits ihre Bedürfnisse zu befriedigen. Zu diesem Zweck soll ein Aus-
gleich von ökonomischen, ökologischen und sozialen Zielen angestrebt werden. 
Vereinzelt hat dieses Prinzip – in seiner modernen komplexen und abwägungsori-
entierten Konzeption12 – Eingang in österreichische Rechtsvorschriften gefunden 
(zB § 1 Abs 3 ForstG), in erster Linie handelt es sich jedoch um eine rechtspoliti-
sche Konzeption. Als solche ist sie ambivalent zu sehen: In manchen Rechtsberei-
chen, etwa im Eisenbahn- und Luftfahrtrecht, könnte ein Fortschritt erzielt werden, 
wenn die betreffenden Rechtsvorschriften wenigstens auf das Niveau der Nach-
haltigkeit gehoben, wenn also ökologische Ziele relevant würden. In jenen Rechts-
bereichen, die heute schon vom Vorsorgeprinzip gekennzeichnet sind,13 kann Nach-
haltigkeit dagegen nur einen Rückschritt bedeuten. 
                               
10  Siehe Saria (Hrsg), Der „Stand der Technik“ – Rechtliche und technische Aspekte der 

„Technikklauseln“ (2007); Köhler, Der „Stand der Technik“ in der Umwelthaftung, 
RdU-U&T 2008, 50; Forster, Der „Stand der Technik“ als Instrument des Umweltrechts 
(2015). 

11  “Our Common Future”, Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung der 
Vereinten Nationen (1987).  

12  Das klassische Konzept der Nachhaltigkeit – nutze Ressourcen nur so, dass eine gleichar-
tige Nutzung auch in Zukunft möglich sein wird – ist schon seit 1852 Inhalt des öster-
reichischen Forstrechts; ökonomische Aspekte sind hierbei nicht von Belang. 

13  Mauerhofer, Zur rechtlichen Umsetzung der Nachhaltigkeit in Österreich, RdU 2004, 
84, 130. 
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Bestimmungen, die dem Vermeiden von Beeinträchtigungen und dem Bewah-
ren des Schützenswerten dienen, knüpfen in erster Linie an den „Störer“ an: Be-
treiber bestimmter Anlagen sollen unzumutbare Belästigungen der Nachbarn un-
terlassen. Jedermann soll die zur Vermeidung von Gewässerverunreinigungen er-
forderliche Sorgfalt an den Tag legen (§ 31 Abs 1 WRG). Tritt dennoch eine Be-
einträchtigung ein, soll der Störer selbst die erforderliche Reparatur vornehmen 
oder wenigstens die Kosten der Reparatur tragen (§ 31 Abs 3 WRG; vgl weiters 
das B-UHG). Dies entspricht auch dem Anliegen der „ökosozialen Marktwirt-
schaft“: Umweltkosten sollen nicht auf die Allgemeinheit abgewälzt werden, 
sondern „internalisiert“ werden, also Eingang in die betrieblichen Kosten finden. 
In diesem Sinn sind große Teile des Umweltrechts vom Verursacherprinzip ge-
prägt. 

Allerdings gibt es auch viele gegenläufige Regelungen. Beispielsweise sind 
Emissionen mitunter „frei“, wenn sie geringfügig sind (§ 32 Abs 1 WRG) oder 
wenn bestimmte Grenzwerte (Abluft, Lärm) nicht erreicht werden; teilweise wer-
den sie auch aus politischen Gründen für zulässig erklärt (§ 33g WRG). Jeder 
Einzelne macht beim Einschalten seiner Heizungsanlage oder beim Betrieb eines 
Kfz von solchen Rechten Gebrauch. Jede behördliche Genehmigung für emittieren-
de Anlagen bewirkt – da es in Österreich keinen „Wasserzins“ und keinen „Luft-
zins“ gibt – eine Kollektivierung von Umweltkosten. Jedes Hinausschieben der 
Einhaltung von als erforderlich erachteten Vorkehrungen14 bedeutet eine Begüns-
tigung des Emittenten zu Lasten der Allgemeinheit. Jede Förderung von Filtern 
und Reinigungseinrichtungen aus öffentlichen Mitteln bedeutet gleichfalls eine 
Kollektivierung von Umweltkosten. Und schließlich kann es aus verschiedenen 
rechtlichen und tatsächlichen Gründen dazu kommen, dass dem Verursacher die 
Kosten für bestimmte Reinigungsarbeiten nicht auferlegt werden können. Soweit 
die Freiheit des einen nicht nur zu Lasten bestimmter anderer geht – wie vor al-
lem bei den als zumutbar beurteilten Emissionen im Nachbarschaftsverhältnis –, 
soweit es also um die Kollektivierung von Lasten geht, kann man vom Gemein-
lastprinzip sprechen. 

D. Das Umweltrecht und seine Instrumente 

Kann Recht die Umwelt schützen? Je nachdem, ob man diese Frage Architekten, 
Verfahrenstechnikern oder Ökologen oder aber Juristen und Politikern stellt, wird 
die Antwort unterschiedlich ausfallen: Recht ist ein Instrument zur Steuerung 
menschlichen Verhaltens in der Gesellschaft; als solches wirkt es, wenn es beach-
tet wird und/oder wenn es durchgesetzt wird. Die Chance, dass Rechtsvorschrif-
ten im Interesse des Umweltschutzes wirken, ist umso größer, je angemessener 
die Regelungstechnik für die zu bewältigende Problemlage ist. 

                               
14  Vgl etwa § 77 Abs 1 letzter Halbsatz GewO. 
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Dementsprechend unterschiedlich sind die Instrumente und Regelungstech-
niken, derer sich die Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Umweltrechts bedie-
nen.15 Im Kern stehen die klassischen Formen: 
– Die elementarste und älteste Regelungstechnik ist die der Verhaltensvorschrift: 

„Jede Waldverwüstung ist verboten.“ Diese Anordnung in § 16 Abs 1 ForstG 
dürfte vermutlich die kürzeste umweltrechtliche Vorschrift sein. Zumeist sind 
Verhaltensvorschriften tatbestandsmäßig komplizierter strukturiert. Es soll aber 
nicht unbeachtet bleiben, dass auch Maßnahmen des globalen Umweltschut-
zes in der nationalen Rechtsordnung letztlich in der Form von Verhaltensvor-
schriften ihren Niederschlag finden, etwa wenn die Verwendung bestimmter 
für Treibhausgase verantwortlicher Substanzen untersagt wird. Im Interesse 
der Wirksamkeit sind für den Fall der Nichtbeachtung solcher Verhaltensvor-
schriften Rechtsfolgen vorgesehen, insb Verwaltungsstrafen. 

– Bestimmte besonders gravierende Umweltbeeinträchtigungen werden im StGB 
(§§ 180 ff) mit gerichtlichen Strafen bedroht. In der modernen entwickelten 
Rechtsordnung treffen diese Justizdelikte im Allgemeinen keine eigenständi-
gen Regelungen, sodass sich zumeist die Frage des Verhältnisses dieser (straf-
rechtlichen) Tatbestände zu den speziellen (im öffentlichen Recht verwurzel-
ten) Regelungen und Bewilligungen für die betreffenden Verhaltensweisen 
stellt („Verwaltungsakzessorietät“ ).16 

– In unterschiedlicher Weise sind die Verhaltensvorschriften der Verwaltungsge-
setze durch Formen der behördlichen Aufsicht ergänzt: Bestimmte Kontrol-
len durch staatliche Organe sind zu dulden und durch verwaltungsbehördli-
chen Auftrag im Einzelfall (zB Entfernungs- und Wiederherstellungsauftrag) 
soll der rechtmäßige Zustand (wieder-)hergestellt werden.17 Im Interesse der 
Verwaltungsentlastung ist immer häufiger angeordnet, dass die Betreffenden 
auf ihre Kosten Bestätigungen durch unabhängige Sachverständige einzuholen 
haben: vom Rauchfangkehrerbefund bei privaten Heizungsanlagen über den 
Prüfbericht des TÜV als Kesselprüfstelle bis hin zum Betriebsbericht eines 
Zivilingenieurs bei der Deponiekontrolle.18 

– Viele menschliche Maßnahmen können nicht mit bloßen Verhaltensvorschrif-
ten und Aufsichtsregelungen adäquat erfasst werden, sie werden einem „Be-
willigungsvorbehalt“ unterworfen. Solche Maßnahmen dürfen erst dann ver-
wirklicht werden, wenn sie aufgrund einer verwaltungsbehördlichen Kontrolle 
im Einzelfall mit Bescheid „bewilligt“ oder „genehmigt“ werden. Im Bescheid 
werden die mitunter umfangreichen „Vorschreibungen“ (Nebenbestimmungen, 

                               
15  Schnedl (FN 7) 97 ff; Hauer, Allgemeine Lehren des Umweltverwaltungsrechts, in: 

Hauer (FN 7) 97 ff. 
16  Frisch, Verwaltungsakzessorietät und Tatbestandsverständnis im Umweltstrafrecht 

(1993).  
17  Vgl exemplarisch Köhler, Öffentlich-rechtliche Umwelthaftung (2008). 
18  Vgl Ennöckl, Sachverstand im Umweltrecht, in Studiengesellschaft für Wirtschaft und 

Recht (Hrsg), Sachverstand im Wirtschaftsrecht (2013) 211. 
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insb Bescheidauflagen) getroffen. Dies kann das Inverkehrbringen von be-
stimmten Produkten ebenso betreffen wie die Errichtung und den Betrieb von 
bestimmten Maschinen und Anlagen. Im Zeitalter der Verwaltungsreform wer-
den Bewilligungsvorbehalte mitunter durch „Anzeigenvorbehalte“ ersetzt: Sol-
che Maßnahmen dürfen dann verwirklicht werden, wenn sie der Behörde an-
gezeigt und von dieser nicht (innerhalb einer bestimmten Frist) untersagt wur-
den.19 Noch weiter ist die Verwaltungsentlastung vorangetrieben, wenn vorge-
sehen ist, dass die Maßnahme verwirklicht werden darf, wenn der Betreffende 
zB eine entsprechende Qualitätszertifizierung einer akkreditierten Stelle einge-
holt hat (zB § 44 GWG). Wer die betreffende Maßnahme ohne die erforderli-
che Zulassung oder entgegen den darin vorgesehenen Festlegungen (zB Aufla-
gen) durchführt, begeht im Allgemeinen eine Verwaltungsübertretung und/oder 
kann mit verwaltungsbehördlichem Auftrag zur Herstellung des rechtmäßigen 
Zustands verhalten werden. 

– Zum Teil ist die Rechtsverfolgung auch den Einwohnern des Staates „unter 
sich“ überlassen, etwa wenn § 364 ABGB das Recht einräumt, dem Nachbarn 
bestimmte übermäßige Immissionen zu untersagen und/oder ihn auf Schadener-
satz zu klagen. Auch Unternehmen können ihre Konkurrenten auf Unterlassung 
und Schadenersatz in Anspruch nehmen, wenn sich diese durch die Nichteinhal-
tung von Umweltvorschriften einen Wettbewerbsvorteil verschaffen (§ 1 UWG). 

Die vorstehend genannten Regelungsmodelle sprechen Standardformen rechtlicher 
Regelungen an. Sie werden wirksam, soweit sie in einer staatlichen Gemeinschaft 
aufgrund verbreiteter Überzeugung im Großen und Ganzen befolgt werden (Mo-
ralität). Und sie werden wirksam, soweit eine ausreichende staatliche Aufsicht und 
Rechtsdurchsetzung besteht (Legalität). Die Möglichkeiten der staatlichen Aufsicht 
und der Rechtsdurchsetzung hängen von den personellen und sachlichen Ressour-
cen (zB Messgeräte) der Verwaltung ab, aber auch vom „Amtsstil“. Zum einen sind 
etwa Modelle einer mobilisierten, rasch einschreitenden „Umweltpolizei“ prak-
tisch nur in städtischen Verhältnissen verwirklichbar. Zum anderen können „ad-
ministrative Toleranzen“ und „flexible Vorgangsweisen“ – nicht zuletzt im Inte-
resse der (wirtschaftlichen) Standortsicherung – Teile der Verwaltungskultur sein. 
Beispielsweise wenn sich die Verwaltung auf stichprobenweise oder gelegentliche 
Kontrollen beschränkt, wenn auf Missstände mit formlosen Ermahnungen (vgl 
§ 360 Abs 1 GewO) und nicht mit verwaltungspolizeilichen Maßnahmen und Straf-
verfahren reagiert wird, wenn mit Anlagenbetreibern Paketlösungen aus Sanie-
rungs- und Ausbaumaßnahmen vereinbart werden uvam.  

Die genannten rechtlichen Standardinstrumente werden im Bereich des Umwelt-
rechts durch verschiedene spezielle Instrumente ergänzt. Zu nennen sind etwa: 
– Die Umweltplanung: Vor allem die überörtliche Raumplanung (Regionalpla-

nung, zB für Materialgewinnungsstätten und Verkehrswege) und die örtliche 
Raumplanung (Flächenwidmung) können bereits im Vorfeld wesentliche Bei-
träge zur Bestimmung geeigneter Standorte und zur Verhinderung von Nutzungs-

                               
19  Siehe § 17a ForstG.  
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konflikten erbringen. Die im WRG vorgesehene „Planungskaskade“ (Nationaler 
Gewässerbewirtschaftungsplan, Regionalprogramme, Maßnahmenpläne) soll 
überdies zugleich der Sanierung von nicht den Planungszielen entsprechen-
den quantitativen und qualitativen Zuständen dienen. Weniger ambitiös sind 
die vergleichbaren Ansätze im Bereich der Luftreinhaltung und der Lärmbe-
kämpfung (Aktionspläne). 

– Mit dieser Forcierung der Umweltplanung geht auch eine Akzentverlagerung 
von den emissionsorientierten Regelungen des traditionellen Anlagenrechts 
mit ihren Grenzwerten hin zu immissionsorientierten Regelungen, die mit ge-
bietsbezogenen Umweltqualitätszielen20 arbeiten, einher. 

– Die Umweltinformation: Die an keine Voraussetzungen gebundenen Informa-
tionsansprüche der Allgemeinheit nach den UIG des Bundes21 und der Länder 
gehen in Bezug auf Umweltdaten über das traditionelle Auskunftsregime 
(Art 20 Abs 4 B-VG) hinaus und überwinden im Interesse der Transparenz 
zum Teil die Schranken von Amtsgeheimnis und limitierter Akteneinsicht. 

– Die Öffentlichkeitsbeteiligung: Sowohl im Bereich der Umweltplanung als 
auch in Bewilligungsverfahren ist die Umweltverwaltung zT mit Projekten 
von überlokaler Bedeutung konfrontiert. Die Öffentlichkeitsbeteiligung soll 
der über die Nachbarschaft hinausgehenden Allgemeinheit ermöglichen, sich 
von Vorhaben zu unterrichten und dazu Stellung zu nehmen. Auf diese Weise 
wird zum einen die Transparenz der Projekte und der Verwaltung erhöht und 
kann zum anderen die Information der Entscheidungsträger verbessert werden.22 

– Die Verträglichkeitsprüfungen: Die Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
UVP-G 2000, aber auch die Raumverträglichkeitsprüfungen und die Naturver-
träglichkeitsprüfungen nach den ROG und NSchG der Länder23 erweitern den 
Gegenstand von Vorhabensprüfungen, damit auch summative Effekte, Wech-
selwirkungen und Folgewirkungen von Vorhaben – über den Rahmen der tra-
ditionellen Anlagenbewilligungsregime hinaus – besser beurteilt werden kön-
nen. Die in mehreren Gesetzen vorgesehene „Strategische Umweltprüfung“ soll 
in ähnlicher Weise bereits umweltbezogene Planungen (zB Flächenwidmun-
gen oder Verkehrswege) auf ihre Umweltverträglichkeit hin untersuchen.24 

– Die Umweltanwaltschaften: Da es im Wesentlichen nur in Nachbarschaftsfäl-
len „mitbeteiligte Parteien“ gibt, sollen in anderen Bereichen – insb in Ange-
legenheiten des Naturschutzes und der UVP (vgl § 2 Abs 4 UVP-G 2000) – 

                               
20  Vgl B. Raschauer/Ennöckl, Umweltqualitätsziele – Chancen und Risken am Beispiel 

Luft, Wasser und Naturschutz, in Institut für Umweltrecht (Hrsg), Jahrbuch des öster-
reichischen und europäischen Umweltrechts 2005 (2005) 75. 

21  Ennöckl/Maitz, Umweltinformationsgesetz2 (2011). 
22  Siehe dazu Forster, Die Rechtsmittellegitimation der (betroffenen) Öffentlichkeit, in 

Ennöckl/Niederhuber (Hrsg), Jahrbuch Umweltrecht 2016 (201&), 182 ff.  
23 Aufgrund eines Ministerratsbeschlusses vom 10.7.2008 sind bei Regelungsvorhaben 

des Bundes auch „Klimaverträglichkeitsprüfungen“ vorgesehen. 
24  Bußjäger, Strategische Umweltprüfung in Österreich - eine Bilanz, RdU 2016, 5.  
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die in den Bundesländern eingerichteten Umweltanwaltschaften als Amtspar-
teien (insoweit vergleichbar den Arbeitsinspektoraten in den Angelegenheiten 
des Arbeitnehmerschutzes) in den entsprechenden verwaltungsbehördlichen 
Verfahren die Anliegen des Umweltschutzes zur Sprache bringen.25 

– Die Beiziehung der NGOs (non-governmental organisations): Die Gesetzge-
bung sieht – entsprechend völkerrechtlichen und unionsrechtlichen Vorgaben 
– in Verfahren über bestimmte Großprojekte auch die Einbeziehung von Um-
weltorganisationen vor, die vom Umweltministerium (im Einvernehmen mit 
dem Wirtschaftsministerium) zugelassen wurden.26 Sie sind mit Bescheid zu-
zulassen, wenn sie gemeinnützig sind und seit wenigstens drei Jahren mit dem 
satzungsmäßigen Zweck des Schutzes der Umwelt bestehen (§ 19 Abs 6 UVP-
G 2000; andere Gesetze knüpfen an diese Zulassung an). Im Wesentlichen nur 
in Genehmigungsverfahren nach dem UVP-G 2000 kommen auch Bürgerinitia-
tiven Mitwirkungsrechte zu (§ 19 Abs 4 UVP-G 2000); sie werden gebildet, in-
dem eine Stellungnahme von mindestens 200 in der Gemeinde oder einer Nach-
bargemeinde wahlberechtigten Personen mit Unterschrift unterstützt wird.27  

– Der Vertragsschutz: Da manche Schutzanliegen bei realistischer Betrachtung 
mit den Mitteln der Hoheitsverwaltung nicht entsprechend verwirklicht wer-
den können, sehen einzelne Gesetze – im Interesse der Flexibilität und oft auch 
der flexibleren finanziellen Entschädigung – privatrechtliche Vorgangsweisen 
vor (Vertragsraumordnung,28 Vertragsnaturschutz,29 Vertragsgewässerschutz). 

                               
25  Vgl dazu Meyer, Die Landesumweltanwaltschaften, RdU 2003, 4; Raschhofer, Die 

Rechtsstellung des Umweltanwalts am Beispiel des UVP-G 2000, RdU 2004, 90; Randl, 
Der Umweltanwalt im UVP-Verfahren, in Ennöckl/N. Raschauer (Hrsg), Rechtsfragen 
des UVP-Verfahrens vor dem Umweltsenat (2008) 147. 

26  Vgl dazu Schulev-Steindl, Subjektive Rechte im öffentlichen Interesse? Anmerkungen 
zur Aarhus-Konvention, JRP 2004, 128; C. Baumgartner, Parteistellungen im UVP-G 
nach der Nov 2004, ecolex 2005, 275; Berger, UVP – Parteistellung und Öffentlich-
keitsbeteiligung, in Institut für Umweltrecht (Hrsg), Jahrbuch des österreichischen und 
europäischen Umweltrechts 2006 (2006) 105; Meyer, UVP – Parteistellung für NGOs, 
in Institut für Umweltrecht (Hrsg), Jahrbuch des österreichischen und europäischen 
Umweltrechts 2006 (2006) 139; Grabenwarter, Die Beteiligung von Umweltorganisa-
tionen, Bürgerinitiativen und Gebietskörperschaften am Verwaltungsverfahren, in FS 
Brünner (2007) 385; Berger, Parteistellung und Öffentlichkeitsbeteiligung im UVP-
Verfahren, in Ennöckl/N. Raschauer (Hrsg), Rechtsfragen des UVP-Verfahrens vor dem 
Umweltsenat (2008) 81; Merl, Die Umweltorganisationen, in Ennöckl/N. Raschauer 
(Hrsg), Rechtsfragen des UVP-Verfahrens vor dem Umweltsenat (2008) 181; Alge, Öf-
fentlichkeitsbeteiligung und gerichtliche Kontrolle – Aarhus und seine Konsequenzen, 
in Institut für Umweltrecht (Hrsg), Jahrbuch des österreichischen und europäischen 
Umweltrechts 2017 (2017) 169. 

27  Vgl Pürgy, Die Bürgerinitiativen im UVP-Verfahren, in Ennöckl/N. Raschauer (Hrsg), 
Rechtsfragen des UVP-Verfahrens vor dem Umweltsenat (2008) 121; Bußjäger, Öffent-
lichkeitsbeteiligung im UVP-Feststellungsverfahren, ecolex 2015, 910; Bußjäger/Lam-
pert, Bürgerinitiativen im UVP-Verfahren (2016). 

28  Kleewein, Vertragsraumordnung (2003). 



Umweltrecht Allgemeiner Teil 
 

32 

– Die Umweltförderung: Ergänzend zu den Instrumenten der Hoheitsverwaltung 
sind verschiedene Förderungsmaßnahmen vorgesehen. Im Zentrum steht das 
UmweltförderungsG des Bundes (insb kommunale Abwasserentsorgung, be-
triebliche Abluftreinigung und Altlastensanierung).30 Daneben bestehen zahl-
reiche weitere Regime der Wirtschaftsförderung und der Landwirtschaftsför-
derung des Bundes und der Wasserwirtschafts-, Wohnbau- (Energieeffizienz) 
und Naturschutzförderung der Länder. Während diese Maßnahmen aus den öf-
fentlichen Haushalten finanziert werden, wird die Ökostromerzeugung mittels 
erhöhter Strompreise von den Stromkunden „gefördert“. Eine indirekte Förde-
rung ergibt sich auch aus begünstigenden Tatbeständen von Abgabenvorschrif-
ten. 

– Umweltabgaben: Eine Verhaltenssteuerung kann nicht nur durch vermögens-
wirksame Begünstigung, sondern auch durch vermögenswirksame Belastung 
erfolgen. Manche Abgabengesetze des Bundes (zB KohleabgabeG, Straßen-
benützungsabgabeG) und der Länder (zB Naturschutzabgaben) zielen weniger 
auf Einnahmen für Gebietskörperschaften denn auf umweltpolitische „Len-
kung“ ab.31 Überdies kann auch die entsprechende Gestaltung von Gebühren 
und Tarifen (zB Wasser, Abwasser, Abfall) eine entsprechende verhaltenssteu-
ernde Wirkung haben. 

– Ökonomische Instrumente: Im weiteren Sinn handelt es sich auch bei Um-
weltförderungen und Umweltabgaben um ökonomische Instrumente des Um-
weltrechts, da sie nicht auf ordnungspolitische Verhaltenspflichten, sondern auf 
betriebliche Optimierungen abstellen. Im engeren Sinn wird heute das – durch 
das Unionsrecht vorgegebene – Zertifikatemodell des EZG32 unter dieser Be-
zeichnung angesprochen: Unabhängig von den luftreinhalterechtlichen und 
nachbarrechtlichen Vorschriften wurden danach bestimmten CO2-Emittenten 
bestimmte Mengen an Zertifikaten zugeteilt, die jährlich abgegeben werden 
müssen und seit 2008 reduziert werden. Der Emittent, der mit den ihm zuge-
teilten Zertifikaten nicht das Auslangen findet, ist damit vor die Entscheidung 
gestellt, technische Maßnahmen zur Emissionsverringerung zu treffen, allen-
falls seine Anlage stillzulegen oder aber eine entsprechende Menge von Zerti-
fikaten auf dem Markt zuzukaufen. 

– Sonstige Instrumente: Die Verleihung von staatlichen „Umweltzeichen“33 stellt 
die Anerkennung der Einhaltung (fortschrittlicher) produktspezifischer Um-
weltqualitätsstandards dar. Aufgrund der EG-EMAS-Verordnung können (frei-
willig) umweltgeprüfte Anlagen („Standorte“) die Befugnis zur Führung des 

                               
29  Vgl Penker, Vertragsnaturschutz in Österreich (2001); Penker/Wytrzens/Kornfeld, Na-

tur unter Vertrag – Naturschutz für das 21. Jahrhundert (2004). 
30 Vgl Amerstorfer, Das Instrument der Umweltförderungen, RdU 2006, 180. 
31  Siehe zB Moritz, Umweltabgaben in Österreich (1999). 
32  Zuletzt Gorbach, Emissionszertifikaterecht, in Holoubek/Potacs (Hrsg), Öffentliches 

Wirtschaftsrecht3 (2013) 1131; Kohlbach/Wollansky, EZG (2012) 2.  
33  Vgl Feik, Öffentliche Verwaltungskommunikation (2007) 392. 
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EU-Umweltzeichens erlangen; daran sind im UMG einzelne verwaltungs-
rechtliche Begünstigungen geknüpft.34 Staatliche Warnungen und Informatio-
nen spielen im österreichischen Umweltrecht eine geringere Rolle.35 Ebenso 
sind sogenannte „Umweltvereinbarungen“ (Branchenvereinbarungen zwischen 
einem Ministerium und der zuständigen Organisation der Wirtschaftskammer 
über die – regelungsersetzende – freiwillige Einhaltung von Standards) heute 
nicht von Bedeutung; zu frisch sind noch die negativen Erfahrungen mit den 
Vereinbarungen über Recyclingquoten für Getränkegebinde in Erinnerung.36 
Dagegen kann das umweltpolitische Potenzial gar nicht hoch genug einge-
schätzt werden, das öffentlichen Auftraggebern als Nachfragern durch die ent-
sprechende Berücksichtigung von ökologischen Auswahl-, Beurteilungs- und 
Zuschlagskriterien im Rahmen von Vergabeverfahren37 offensteht. 

II.  Umweltpolitik 

Staatliche Umweltpolitik zielt auf Maßnahmen ab, die im Rahmen der staatlichen 
Gemeinschaft die Verwirklichung eines jeweils als erforderlich erachteten Schut-
zes des Lebensstandards und der Lebensqualität der Menschen anstreben: durch 
die Erlassung von Gesetzen, durch das Schnüren von „Förderungspaketen“, durch 
Maßnahmen der staatlichen Leistungsverwaltung, durch Appelle sowie durch In-
formationen. Dabei gibt es kein feststehendes „Maß“, keinen „Umweltschutzstan-
dard“, sondern die Umweltpolitik wird – wie Politik im Allgemeinen – durch Zeit-
geistströmungen und aktuelle Rahmenbedingungen bestimmt. In der Bedürfnishie-
rarchie der Menschen nehmen individuelle Gesundheit, Wohnraum und Einkom-
men (Arbeitsplatz) einen sehr hohen Rang ein. Daher kann im Allgemeinen in 
wirtschaftlich günstigen Zeiten eine Intensivierung umweltpolitischer Aktivitäten 
beobachtet werden, während es in ökonomisch angespannten Phasen – im Inter-
esse der Förderung von Investitionen – auch zu Relativierungen von bereits er-
reichten ökologischen Standards (zB durch Ausnahme- oder Beschleunigungsre-
gelungen) oder zur Einschränkung von Mitwirkungsrechten der Betroffenen (zB 
durch vereinfachte Verfahren) kommt. 

Im Rahmen einer Darstellung des Umweltrechts sind nicht derartige Aspekte, 
sondern rechtliche Vorgaben – Determinanten und Schranken der Umweltrechts-
setzung – zu beleuchten. Hinsichtlich der praktisch-politischen Bedeutung steht 
heute die Europäische Union ganz dominierend im Vordergrund. Auf der einen 
Seite gestaltet das unionsrechtliche Sekundärrecht in zunehmender Dichte ver-
schiedene Bereiche des Umweltrechts der Mitgliedstaaten: Sei dies durch unmit-
                               
34  Kerschner (Hrsg), EMAS-V II und Umweltmanagementgesetz (2002). 
35  Vgl N. Raschauer, Staatliche Warnungen – rechtsstaatliche Grenzgänger? in Lienba-

cher/Wielinger (Hrsg), Jahrbuch Öffentliches Recht 2009 (2009), 271. 
36  Vgl VfSlg 16.674/2002. 
37  Vgl Trettnak-Hahnl, Vergaberecht, in B. Raschauer (Hrsg), Grundriss des österreichi-

schen Wirtschaftsrechts3 (2010) Rz 728 mwN. 
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telbar anwendbare Rechtsakte (EU-Verordnungen), die in den Mitgliedstaaten ge-
setzesgleich wirken und autonome nationale Regelungen (weitgehend) ausschlie-
ßen, wie dies zB beim Chemikalienrecht zu beobachten ist; sei dies durch umset-
zungsbedürftige Rechtsakte (EU-Richtlinien). Wird im Rahmen der Union etwa 
eine EmissionshandelsRL oder eine UmwelthaftungsRL beschlossen, steht Öster-
reich nicht nur vor der Frage, durch welche bundes- und landesrechtlichen Rege-
lungen die Umsetzung erfolgen soll, sondern auch vor der Frage, wie die oft nach 
ganz anderen Ordnungsgesichtspunkten konzipierten Bestimmungen der RL in das 
bereits bestehende österreichische Recht eingefügt werden können.38 Dabei kön-
nen unionsrechtliche Rechtsakte gemessen am bestehenden österreichischen Recht 
Rückschritte bewirken. In der Vergangenheit hatte Österreich aber auch widerholt 
Schwierigkeiten, unionsrechtliche Vorgaben ordnungsgemäß zu erfüllen, etwa im 
Bereich der Maßnahmen zum Klimaschutz, der Einhaltung der Luftgrenzwerte oder 
der Umsetzung des Natura 2000-Netzwerks. 

Zum anderen bildet das Unionsrecht aber auch eine erhebliche Schranke für 
die nationale Umweltpolitik: Nicht selten kollidieren nationale politische Anlie-
gen mit dem Primärrecht (insb der Warenverkehrsfreiheit) oder dem Sekundärrecht 
der Union, wenn man etwa an Beschränkungen für den Lkw-Transitverkehr, an das 
Anliegen gentechnikfreier Zonen oder die Vermeidung grenznaher Kernkraftwer-
ke denkt. 

Weitere Vorgaben ergeben sich darüber hinaus auch aus dem Völkerrecht, 
insb aus multilateralen Staatsverträgen. Der Grund, warum das Völkerrecht hier 
erst an zweiter Stelle genannt wird, liegt darin, dass in vielen Fällen völkerrecht-
liche Vorgaben zunächst durch die Europäische Union in Unionsrecht übernom-
men und erst auf diesem indirekten Weg für die Mitgliedstaaten verbindlich wer-
den. Beispielsweise wurde das Washingtoner Artenschutzabkommen in eine EG-
Verordnung übernommen und auf diesem Weg für die Mitgliedstaaten verbind-
lich. Vor allem im Rahmen der WTO – die immerhin eine Wirtschaftsorganisation 
und keine Umweltorganisation ist – ist es die Union, die am ehesten Maßnahmen 
zum Schutz der Umwelt, die international als „Handelshemmnisse“ kritisiert wer-
den (zB das Verbot der Verwendung von asbesthaltigen Produkten), als im Inte-
resse des Gesundheitsschutzes gerechtfertigt durchzusetzen vermag.39 

Damit soll aber nicht die umweltrechtspolitische Bedeutung von völkerrechtli-
chen Abkommen in Abrede gestellt werden, die außerhalb der Union abgeschlossen 
und umgesetzt werden. Mag auch vielen Abkommen der Charakter von „soft law“ 
oder von bloßen Regelungen über einen Informationsaustausch und dgl zukom-
men, lässt sich am Beispiel der Alpenkonvention eine wesentliche Unterscheidung 
veranschaulichen: Die Alpenkonvention selbst ist ein eher allgemein gehaltenes 
Dokument, das die Umweltpolitik der Vertragsparteien nicht erheblich determi-
niert oder beschränkt. Auf seiner Grundlage wurden jedoch konkreter gefasste Pro-
                               
38  Vgl Ranacher/Frischhut, Handbuch Anwendung des EU-Rechts (2009); Öhlinger/Po-

tacs, EU-Recht und staatliches Recht6 (2017) 117 ff. 
39  Vgl Zleptnig, Non-Economic Objectives in WTO Law (2010). 
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tokolle vereinbart, aus denen sich klare Verpflichtungen der Vertragsparteien er-
geben. Einzelne Regelungen dieser Protokolle sind so bestimmt gefasst, dass sie 
in der nationalen Rechtsordnung unmittelbar anwendbar (self-executing) sind. Das 
bedeutet, dass sie für die Verwaltungen des Bundes, der Länder und der Gemein-
den – zB im Bereich der Raumordnung – in gleicher Weise wirken und in gericht-
lich überprüfbarer Weise verbindlich sind wie Bestimmungen der nationalen Ge-
setze.40 

Im Hinblick auf das Völkerrecht stellt sich in weiterer Folge oftmals die Fra-
ge, wer in der österreichischen bundesstaatlich und administrativ zerklüfteten Zu-
ständigkeitsordnung für die Bewirkung des völkerrechtlich gebotenen Effekts ver-
antwortlich ist; dies gilt etwa für den Bereich des Klimaschutzes, in welchem dem 
Bund eine bloß eingeschränkte Zuständigkeit zur Umsetzung der Verpflichtungen 
aus dem Abkommen von Paris zukommt.  

Da das Unionsrecht und das Völkerrecht Gegenstände eigener Abschnitte des 
vorliegenden Bandes sind, soll an dieser Stelle nicht näher darauf eingegangen 
werden. Wohl aber gilt es in der Folge das österreichische Verfassungsrecht als 
Determinante und Schranke für die nationale Umweltpolitik darzustellen. 

III.  Verfassung und Umweltrecht41 

A. Kompetenzverteilung 

Österreich ist als Bundesstaat eingerichtet, und dementsprechend sind die Zustän-
digkeiten zu Gesetzgebung und Vollziehung zwischen Bund und Ländern – im 
Wesentlichen42 in Art 10 bis 15 B-VG – geteilt. 

Wenn man von der tatbestandsmäßigen Anführung der „gefährlichen Belas-
tungen der Umwelt“ in Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG und vom (geteilten) Kompetenz-
tatbestand „Umweltverträglichkeitsprüfung“ (Art 10 Abs 1 Z 9 und Art 11 Abs 1 
Z 7 B-VG) absieht, kommen „Umweltschutz“ und „Umweltrecht“ in den Kompe-
tenzartikeln nicht vor. Das bedeutet bekanntlich nicht, dass Umweltrecht deshalb 
gemäß Art 15 Abs 1 B-VG in die Zuständigkeit der Länder fiele; dem stehen 
schon die unzweifelhaften Bundeszuständigkeiten im Bereich des Gewerberechts, 
des Wasserrechts, des Forstwesens oder der Luftreinhaltung entgegen. Aus dem-
selben Grund konnte sich auch die nach 1970 entwickelte Deutung, dass das 
                               
40 Siehe dazu Essl/Schmid (Hrsg), Das Protokoll „Energie“ der Alpenkonvention (2016); 

Essl/Schmid (Hrsg), Das Protokoll „Raumplanung und nachhaltige Entwicklung“ der 
Alpenkonvention (2018). 

41  Vgl schon die Übersicht bei Gutknecht/Holoubek/Schwarzer, Umweltverfassungsrecht 
als Grundlage und Schranke der Umweltpolitik, ZfV 1990, 553. 

42  „Fugitive“ Kompetenztatbestände (zB Mayer, B-VG4 [2007] 24 f) sind im Umwelt-
recht nicht von Bedeutung. Erwähnt seien jedoch das BVG über ein atomfreies Öster-
reich, BGBl I 1999/149, sowie die besondere Kompetenzgrundlage in den Verfassungs-
bestimmungen des § 1 ÖkostromG und des § 1 KWK-G. 
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Umweltrecht dem „Gesundheitswesen“ (Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG) zuzuordnen 
sei, nicht durchsetzen. Vielmehr gilt auch für das Umweltrecht, dass die Zustän-
digkeitsverteilung in kasuistischer Weise zerklüftet ist. Man spricht von einer 
„Querschnittsmaterie“. Die Kompetenzfeststellungserkenntnisse VfSlg 2674/1954 – 
Raumordnung, 6262/1970 – Baulärm und 7792/1976 – Sonderabfall bilden „klas-
sische“ Beispiele dafür. 

Im Rahmen der B-VG-Novelle 1988 sollten wenigstens bezüglich der Luft-
reinhaltung und der Abfallwirtschaft einheitliche Bundeskompetenzen eingeführt 
werden; erzielt wurde jedoch nur eine Teilübertragung (Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG 
idF BGBl 1988/685). Daher ist unverändert der alte Kalauer gültig, dass kompe-
tenzrechtlich zwischen Bundeslärm und Landeslärm, Bundesluft und Landesluft 
usw zu unterscheiden ist. Im Rahmen der Umsetzung von EU-Richtlinien, die na-
turgemäß nicht auf den bundesstaatlichen Aufbau Österreichs Bedacht nehmen, 
erweist sich diese veraltete Kompetenzverteilung stets aufs Neue als Problem. 
Die sogenannte 1+9-Umsetzung von Richtlinien (also ein Bundes- und neun Lan-
desgesetze) stellt eine häufig vorkommende Form der Implementierung von EU-
Richtlinien dar.  

Überblicksweise sollen folgende Kompetenztatbestände beleuchtet werden:43 
– Art 10 Abs 1 Z 2, Staatsverträge: Völkerrechtliche Vereinbarungen sind vom 

Bund abzuschließen, und zwar auch dann, wenn sie Landeszuständigkeiten 
(vgl Art 10 Abs 3 B-VG) berühren, wie zB das Washingtoner Artenschutzab-
kommen oder die Alpenkonvention.44 

– Art 10 Abs 1 Z 6, Zivilrechtswesen: Der Tatbestand bildet die Grundlage für 
Bestimmungen über das zivilrechtliche Nachbarrecht und das Schadenersatz-
recht, weiters für verschiedene Haftungsregelungen (zB AtomhaftungsG, Gen-
technikG), nicht jedoch für das neue B-UHG, da dieses nicht zivilrechtliche, 
sondern verwaltungspolizeiliche Bestimmungen enthält. 

– Art 10 Abs 1 Z 6, Strafrechtswesen: Es handelt sich – vereinfacht formuliert – 
um eine Formalkompetenz, der zufolge der Bund auch (erhebliche) Eingriffe 
in Schutzgüter, die dem Landesrecht unterliegen (zB Jagd, Fischerei), mit ge-
richtlicher Strafe bedrohen darf. 

– Art 10 Abs 1 Z 8, Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie: Der Tat-
bestand ist umweltrechtlich von größter Bedeutung, da die Mehrzahl der Emit-
tenten (die in Deutschland vom BundesimmissionsschutzG erfasst werden) 
in Österreich dem Betriebsanlagenrecht der GewO unterliegen. Neue EU-
UmweltRL sind daher immer wieder auch durch Novellierungen der GewO 
umzusetzen. Allerdings müssen die mithilfe der Versteinerungstheorie zu er-
mittelnden Grenzen berücksichtigt werden: Beispielsweise können Emissio-

                               
43  Vgl auch die themenorientierte Übersicht bei Gutknecht/Holoubek/Schwarzer, ZfV 1990, 

553, 557 f. 
44  Vgl A. Müller, Unmittelbare und mittelbare Anwendung und Wirkung des Energiepro-

tokolls der Alpenkonvention, in Essl/Schmid (Hrsg), Das Protokoll „Energie“ der Al-
penkonvention (2016) 7 ff.  
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nen landwirtschaftlicher Betriebe nicht auf dieser Grundlage geregelt werden 
(zB VfSlg 14.187/1995).45 

– Art 10 Abs 1 Z 9, Verkehrswesen: Der Bund ist – ua unter Ausschluss der 
Landes-Raumordnung – zur umfassenden Regelung der Trassenführung, der 
Anlagen und der Emissionen der Verkehrsträger befugt; unberührt bleiben letzt-
lich nur die (kumulativen) Naturschutzkompetenzen der Länder (VfSlg 15.552/ 
1999). Beachte bezüglich der Schifffahrt Art 11 Abs 1 Z 6. 

– Art 10 Abs 1 Z 9, UVP für Bundesstraßen und Hochleistungsstrecken: Auf 
diesen Tatbestand stützen sich die §§ 24 ff UVP-G 2000; im Übrigen ist für 
die UVP Art 11 Abs 1 Z 7 B-VG maßgeblich.46 

– Art 10 Abs 1 Z 10, Bergwesen, Forstwesen, Wasserrecht: Diese Tatbestände 
haben dem Bund umfassende Kodifikationen im MinroG, ForstG und WRG 
ermöglicht. 

– Art 10 Abs 1 Z 12, Gesundheitswesen: Da dieser Tatbestand allgemeine Maß-
nahmen zum Schutz der Volksgesundheit erfasst (VfSlg 3650/1959), konnten 
auf seiner Grundlage das StrahlenschutzG (Schutz vor radioaktiven Strahlen), 
das ChemG und das GentechnikG47 erlassen werden. 

– Art 10 Abs 1 Z 12, Immissionsschutz: Der mit der B-VG-Nov 1983 eingefüg-
te Kompetenztatbestand sollte einheitliche Regelungen für Smogalarm ermög-
lichen.48 Beachte in diesem Zusammenhang Art II der Nov BGBl 1983/175, 
wonach die Inanspruchnahme dieses Kompetenztatbestands die Einigung auf 
eine Art 15a-Vereinbarung voraussetzt, und die daraufhin abgeschlossene Ver-
einbarung BGBl 1987/443. Vgl heute die Bestimmungen im IG-L. 

– Art 10 Abs 1 Z 12, Luftreinhaltung, unbeschadet der Zuständigkeit der Länder 
für Heizungsanlagen: Soweit es nicht Emissionen aus Hausbrand betrifft, darf 
der Bund einheitliche Vorschriften zur Luftreinhaltung erlassen,49 und zwar 
auch für Maßnahmen und Anlagen (zB Tierstallungen; vgl VwGH 23.2.1990, 
89/18/0160), die als solche der Regelungskompetenz der Länder unterliegen. 
Auch das EZG wurde auf diesen Tatbestand gestützt. 

                               
45  Vgl N. Raschauer in Ennöckl/N. Raschauer/Wessely (Hrsg), GewO – Bd 1 (2015) Vor 

§ 1.  
46  Beachte die Darstellung bei Ennöckl, Kompetenzrechtliche Grundlagen des UVP-G, in 

Ennöckl/N. Raschauer (Hrsg), Rechtsfragen des UVP-Verfahrens vor dem Umweltse-
nat (2008) 19 ff. 

47  Vgl allerdings näher differenzierend Wagner in Kerschner ua (Hrsg), Gentechnikgesetz 
(2007) Einl § 1 Rz 6 ff. 

48  Vgl Rill, Der "Immissionsgrenzwerte"-Kompetenztatbestand in Art 10 Abs 1 Z 12 B-VG 
idF der B-VGN 1983 BGBl 175, ZfV 1984, 225; Stolzlechner, Die neue Umweltschutz-
Kompetenz des Bundes (1985) und Funk, Die Zustängigkeit des Bundes zur Abwehr 
von gefährlichen Umweltbelastungen: Verfassungsrechtliche Konstruktionsschwächen 
im Umweltschutzrecht, ZfV 1986, 525. 

49  Einschränkend allerdings Bußjäger, Was bedeutet „Luftreinhaltung, unbeschadet der 
Zuständigkeit der Länder für Heizungsanlagen“? ZfV 1996, 521, 526. 
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– Art 10 Abs 1 Z 12, Abfallwirtschaft: Es handelt sich um einen geteilten Tatbe-
stand (VfSlg 15.637/1999).50 Regelungen bezüglich gefährlicher Abfälle sind 
exklusiv dem Bund zugewiesen, gleichgültig, ob sie zB in privaten Haushalten 
anfallen (Problemstoffe). Im Übrigen ist für eine Zuständigkeit des Bundes 
entscheidend, inwieweit nachweislich ein Bedürfnis nach einheitlichen Rege-
lungen gegeben ist (VfSlg 13.019/1992). Im AWG 2002 hat der Bund von die-
ser Bedarfskompetenz in großem Umfang Gebrauch gemacht und den Län-
dern praktisch nur noch Regelungsraum im Bereich der kommunalen Müllab-
fuhr belassen. 

– Art 11 Abs 1 Z 7, Umweltverträglichkeitsprüfung: Vorhaben mit erheblichen 
Auswirkungen auf die Umwelt dürfen durch Bundesgesetz, das von den Län-
dern zu vollziehen ist, einem eigenständigen Genehmigungs- und Kontrollre-
gime unterworfen werden.51 Der Tatbestand wird so verstanden, dass das für 
das betreffende Vorhaben maßgebliche Landesrecht „mitanzuwenden“ ist und 
nicht vom Bund spezifisch neu geregelt werden soll. Vgl daher § 17 UVP-G 
2000. Beachte auch den Sondertatbestand des Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG (Bun-
desstraßen, Hochleistungsstrecken). 

– Art 12 Abs 1 Z 3, Bodenreform: Dies umfasst auch die in den Ausführungsge-
setzen der Länder vorgesehenen größeren Erdbewegungen, Meliorationen und 
dgl. Beachte dazu Art 12 Abs 2. 

– Art 12 Abs 1 Z 4, Pflanzenschutz: Dieser Tatbestand machte es erforderlich, 
im ChemG bezüglich des Einsatzes von Giften in der Landwirtschaft nur eine 
grundsatzgesetzliche Regelung zu treffen (§ 49 ChemG). 

– Art 12 Abs 1 Z 5, Elektrizitätswesen: Bestimmungen über Stromerzeugungs-
anlagen sowie über Starkstromwege (Hochspannungsleitungen), welche Bun-
desländergrenzen nicht überschreiten (vgl nämlich Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG), 
sind bezüglich der Ausführungsgesetzgebung und der Vollziehung Landessa-
che.52 

– Art 13, Bundes- und Landesfinanzen: Die Zuständigkeiten bezüglich der (Um-
welt-)Abgaben sind in einem eigenen BVG, dem F-VG, geregelt, auf das hier 
nur hingewiesen werden kann.53 

– Art 15 Abs 1, Generalklausel zugunsten der Länder: Kraft dieser Bestimmung 
sind die Länder zur Gesetzgebung und Vollziehung zuständig, ua bezüglich 
 Naturschutz,54 

                               
50  Vgl B. Raschauer, Verfassungsrechtliche Grundlagen, in Bergthaler/Wolfslehner (Hrsg), 

Das Recht der Abfallwirtschaft2 (2004) 19, 20 f; Piska, Das Recht des Abfallmanage-
ments I (2007) 187 ff. 

51  Vgl wiederum Ennöckl in Ennöckl/N. Raschauer (FN 46). 
52  Vgl B. Raschauer, Energierecht (2006) 30. 
53  Vgl Gutknecht/Holoubek/Schwarzer, ZfV 1990, 553, 563; Öhlinger, Verfassungsrecht-

liche Bedenken zu geplanten Gemeindeabgaben auf Wasser, Abwasser und Müll, in FS 
Stoll (1990) 205; Moritz (FN 31). 

54  Vgl B. Raschauer, Naturschutzrecht und Verfassung, in Potacs (Hrsg), Beiträge zum 
Kärntner Naturschutzrecht (1999) 1; vgl auch schon Bußjäger, Die Naturschutzkompe-
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 Bodenschutz, 
 Baurecht, 
 Raumordnung, 
 (Landes-)Straßenwesen, 
 Landwirtschaft, 
 Jagd- und Fischereirecht, 
 örtliche Sicherheitspolizei (zB Verbot von Lärmerregung). 

In diesem Zusammenhang ist hinzuzufügen, dass eine Länderzuständigkeit in die-
sen Fällen nur gegeben ist, sofern nicht in Teilen eine spezielle Bundeszuständig-
keit gemäß Art 10, 11 oder 12 besteht. Dies ist nicht immer leicht zu ermitteln. 
Beispielsweise fällt das Bauwesen grundsätzlich in die Länderzuständigkeit; „Bau-
führungen“ im Zusammenhang mit Verkehrsanlagen (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG) 
oder Bergbauanlagen (Art 10 Abs 1 Z 10 B-VG) sind jedoch der Baurechtskom-
petenz der Länder entzogen, ebenso der Raumordnungskompetenz der Länder.55 
Für den Bodenschutz im Rahmen des B-UHG wurden überwiegend diese beson-
deren Kompetenzen des Bundes als einschlägig erachtet.56 

Die Naturschutzkompetenz der Länder wiederum wird in der Praxis des VwGH 
durch die (vom VfGH entwickelte: vgl VfSlg 10.292/1984, 15.552/1999) Rück-
sichtnahmepflicht in ihrer Wirkungsweise wesentlich beschränkt. In einem nicht 
klar bestimmten Umfang verlangt der VwGH nämlich, dass sich die Vollziehung 
des Naturschutzrechts bei Vorhaben, die auch irgendwie von bundesrechtlichen 
Bestimmungen berührt sind, abwägend mit den Interessen des Bundes auseinan-
derzusetzen habe.57 
– Art 17, Bund und Länder als Träger von Privatrechten: Nach herrschender Leh-

re bildet diese Bestimmung ganz allgemein die verfassungsrechtliche Grund-
lage für Maßnahmen der Privatwirtschaftsverwaltung, wie zB nicht-hoheitli-
che Maßnahmen der Umweltförderung. 

Die Konsequenz dieser kasuistisch zersplitterten Kompetenzverteilung besteht 
darin, dass Regelungsvorhaben immer öfter durch mehrere – im günstigsten Fall 
– koordinierte Gesetzgebungsakte verwirklicht werden müssen. Als die IPPC-RL 
umzusetzen war, ergab die verfassungsrechtliche Beurteilung, dass sowohl Anla-
gen, die Bundeszuständigkeiten unterliegen (zB gewerbliche Betriebsanlagen, 
Abfallbehandlungsanlagen), als auch Anlagen, die der Länderzuständigkeit unter-
liegen (zB Stromerzeugungsanlagen, Massentierhaltungen), berührt sind. Dement-
sprechend finden sich heute „IPPC-Bestimmungen“ in einer großen Zahl von Ge-
setzen. Als das Recht auf Umweltinformation geregelt werden sollte, gelangte man 
                               

tenzen der Länder (1995) und ders, Österreichisches Naturschutzrecht (2001); Köhler, 
Naturschutzrecht2 (2016); Kraemmer/Onz, Handbuch Österreichisches Naturschutzrecht 
(2018).  

55  Zur kompetenzrechtlichen Beurteilung der Regelung von Einkaufszentren VfSlg 17.057/ 
2003. 

56  Vgl B. Raschauer, Kompetenzverteilung, in Hinteregger/Kerschner (Hrsg), B-UHG 
(2011). 

57  Insb VwGH 16.4.2004, 2001/10/0156 – Semmeringbasistunnel. 
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zu der Einschätzung, dass sowohl Angelegenheiten aus dem Vollzugsbereich des 
Bundes als auch Angelegenheiten aus dem Vollzugsbereich der Länder berührt 
waren. Dementsprechend gibt es heute das UIG des Bundes und parallele gesetz-
liche Bestimmungen der Länder. Als die SUP-RL umzusetzen war, ergab die ver-
fassungsrechtliche Beurteilung, dass Planungen des Bundes und Planungen der 
Länder betroffen waren. Dementsprechend finden sich heute Bestimmungen über 
die Strategische Umweltprüfung sowohl im AWG 2002 und in besonderen ver-
kehrsrechtlichen Gesetzen des Bundes als auch in den ROG der Länder. 

Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern nach Art 15a B-VG sind im 
Umweltrecht nicht von Bedeutung. Soweit solche Vereinbarungen bestehen, wie 
zB über bestimmte Immissionsgrenzwerte (BGBl 1987/443) oder über Maßnah-
men zum Energiesparen (BGBl 1995/388), koordinieren sie die Maßnahmen, die 
von den Gebietskörperschaften in deren Wirkungsbereichen getroffen werden sol-
len. Sie vermögen jedenfalls nicht die Kompetenzverteilung selbst zu ändern. 

Nicht unerwähnt soll an dieser Stelle die allgemeine Befugnis der Gemeinden 
bleiben, in den gesetzlich nicht geregelten Bereichen gemäß Art 118 Abs 6 B-VG 
ortspolizeiliche Verordnungen zur Abwehr bzw zur Beseitigung von das Ge-
meinschaftsleben störenden Missständen zu erlassen.58 In der Praxis finden sich 
zB Lärmschutzverordnungen (etwa Beschränkung des Rasenmähens an Wochen-
enden) und Reinhalteverordnungen. 

Die verfassungsrechtliche Kompetenzverteilung präformiert auch die Zustän-
digkeiten zur hoheitlichen Vollziehung. Soweit Angelegenheiten Art 10 B-VG 
unterliegen, ist – wenn man hier von den Zuständigkeiten der ordentlichen Ge-
richte absieht – praktisch durchgängig die Vollziehung in mittelbarer Bundesver-
waltung (Art 102 Abs 1 B-VG) vorgesehen. Selbst in den Angelegenheiten, die 
gemäß Art 102 Abs 2 B-VG bundeseigenen Behörden zugewiesen werden dürften 
(zB Verkehrs- und Bergwesen), hat der Bundesgesetzgeber in Fragen des Umwelt-
rechts davon keinen Gebrauch gemacht. Da und dort finden sich allerdings erstin-
stanzliche Zuständigkeiten eines Bundesministers. Soweit Angelegenheiten Art 11, 
12 und 15 B-VG zugewiesen sind, finden sich – wenn man von den Zuständigkei-
ten von Gemeindeorganen (örtliche Baupolizei, örtliche Raumordnung) absieht – 
Zuständigkeiten der Bezirksverwaltungsbehörden, zum Teil auch erstinstanzliche 
Zuständigkeiten der Landesregierungen. 

Die zentrale österreichische Umweltschutzbehörde ist daher die Bezirksverwal-
tungsbehörde (Bezirkshauptmannschaft bzw Magistrat in Statutarstädten) – sei dies 
in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung (dh als Gewerbebe-
hörde, als Forstbehörde, als Wasserrechtsbehörde, als Abfallrechtsbehörde usw), 
sei dies in den Angelegenheiten der Landesvollziehung (insb als Naturschutzbe-
hörde). 

Als Rechtsmittelbehörden fungieren das Bundesverwaltungsgericht (BVwG), 
das Bundesfinanzgericht (BFG) sowie in jedem Land das jeweilige Landesver-
waltungsgericht (LVwG). Der Großteil der umweltrechtlichen Angelegenheiten 
                               
58  VfSlg 10.614/1985, 14.384/1995. 
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fällt in die Zuständigkeit der LVwG, denen der Rechtsschutz im Bereich der Lan-
desverwaltung und der mittelbaren Bundesverwaltung obliegt. Darunter fallen etwa 
das Naturschutz-, das Gewerbe-, das Abfallwirtschafts- und das Wasserrecht.  

Das BVwG ist zuständig für Rechtsmittel in Rechtssachen, die in die Vollzie-
hungskompetenz des Bundes fallen und in unmittelbarer Bundesverwaltung besorgt 
werden. Dies betrifft Teile des MinroG sowie das Umweltinformationsrecht, so-
fern es von Bundesorganen vollzogen wird. Kraft ausdrücklicher Anordnung in 
Art 131 Abs 4 Z 2 lit a B-VG fallen darüber hinaus auch die Angelegenheiten der 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-G 2000) in die Kompetenz des BVwG.  

Gegen Beschlüsse und Erkenntnisse der VwG kann Revision an den VwGH 
und/oder Beschwerde an den VfGH erhoben werden. 

B. Staatsaufgabe Umweltschutz 

Im Jahr 1984 wurde mit BGBl 1984/491 das BVG über den umfassenden Umwelt-
schutz59 erlassen. Darin bekannte sich die Republik Österreich (Bund, Länder und 
Gemeinden) zum umfassenden Umweltschutz. Dieser wurde definiert als „die 
Bewahrung der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen vor schäd-
lichen Einwirkungen. Der umfassende Umweltschutz besteht insbesondere in Maß-
nahmen zur Reinhaltung der Luft, des Wassers und des Bodens sowie zur Vermei-
dung von Störungen durch Lärm“. 

Das offenkundig anthropozentrisch konzipierte BVG über den umfassenden 
Umweltschutz („als Lebensgrundlage des Menschen“) war – neben der Schaffung 
der NÖ Umweltanwaltschaft und der Einfügung des Tatbestands der „ökologischen 
Funktionsfähigkeit“ im WRG60 – eine der spontanen politischen Reaktionen auf 
die Protestaktionen gegen das damals geplante Donaukraftwerk in Hainburg.  

Rund dreißig Jahre später erfuhr das BVG über den umfassenden Umweltschutz 
eine wesentliche Umgestaltung. Es wurde 2013 durch das BVG über die Nachhal-
tigkeit, den Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der 
Wasser- und Lebensmittelversorgung und die Forschung61 ersetzt62, in welchem 
die Bestimmungen des BVG über den umfassenden Umweltschutz aufgegangen 
sind.63 Das BVG Nachhaltigkeit enthält Bekenntnisse der Republik Österreich zu 
                               
59  Vgl dazu Kerschner (Hrsg), Staatsziel Umweltschutz (1996); Gutknecht in Korinek/ 

Holoubek et al (Hrsg), Österreichisches Bundesverfassungsrecht – Bd IV/2, zum BVG 
Umwelt mwN; B. Raschauer, Anlagenrecht und Nachbarschutz aus verfassungsrechtli-
cher Sicht, ZfV 1999, 506, 507; Weber, Grundrecht auf Umweltschutz, in Heißl (Hrsg), 
Handbuch Menschenrechte (2009) 496, 497; Hauer in Hauer (FN 3) 51. 

60  Der Tatbestand wurde im Zug der WRG-Novelle 2003 wieder aufgehoben. 
61  BGBl I 2013/111. 
62  § 8 BVG Nachhaltigkeit sieht vor, dass gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des BVG 

Nachhaltigkeit das Bundesverfassungsgesetz über den umfassenden Umweltschutz, 
BGBl 1984/491, außer Kraft tritt. 

63  §§ 1 und 2 des BVG über dem umfassenden Umweltschutz entsprechen §§ 3 und 7 des 
BVG Nachhaltigkeit. 
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insgesamt sechs Themenbereichen; wie schon im BVG über den umfassenden 
Umweltschutz beziehen sich diese Bekenntnisse ausdrücklich sowohl auf Bund, 
Länder und Gemeinden. Es handelt sich dabei um  
– das Prinzip der Nachhaltigkeit bei der Nutzung der natürlichen Ressourcen 

(§ 1); 
– den Tierschutz (§ 2); 
– den umfassenden Umweltschutz (§ 3); 
– die Wasserversorgung als Teil der Daseinsvorsorge (§ 4); 
– die Sicherung der Versorgung der Bevölkerung mit hochqualitativen Lebens-

mitteln tierischen und pflanzlichen Ursprungs auch aus heimischer Produktion 
sowie der nachhaltigen Gewinnung natürlicher Rohstoffe in Österreich zur Si-
cherstellung der Versorgungssicherheit (§ 5); 

– die Bedeutung der Grundlagenforschung und der angewandten Forschung 
(§ 6). 

Das BVG Nachhaltigkeit wird (wie zuvor das BVG über den umfassenden Um-
weltschutz) in den Lehrbüchern des Verfassungsrechts üblicherweise als „Staats-
zielbestimmung“  bezeichnet. Mit einer solchen Formulierung wird zum Ausdruck 
gebracht, dass das BVG „schwächer“ wirkt als andere verfassungsrechtliche Be-
stimmungen. Negativ lässt sich Folgendes festhalten:64 
– Das BVG ist kein verfassungsrechtliches „Grundprinzip“ im Sinn von Art 44 

Abs 3 B-VG. 
– Das BVG ist keine Kompetenzbestimmung; es ist für jeden Kompetenzträger 

nach Maßgabe seines Wirkungsbereichs relevant. 
– Es begründet kein „Grundrecht auf Umweltschutz“; es ist (bloß) objektiv-

rechtlicher Natur.  
– Es schafft kein unmittelbar anwendbares Recht: Weder begründet es Verhal-

tenspflichten für die Rechtsunterworfenen, sich „umweltgerecht“ zu verhalten, 
noch ist es eine im Sinn des Legalitätsprinzips geeignete Grundlage für ge-
richtliche Entscheidungen oder für verwaltungsbehördliche Verordnungen oder 
Bescheide. Private können aus ihm alleine keine Ansprüche ableiten, insb wer-
den keine subjektiven-öffentlichen Rechte verankert. 

Positiv formuliert enthält das BVG Nachhaltigkeit „Determinanten“, also ver-
fassungsrechtliche Wertentscheidungen, die bei allem – hoheitlichen und nicht-
hoheitlichen – Handeln der Organe der Gebietskörperschaften maßgeblich sind.65 
Die praktische Wirkungsweise wurde in den ersten einschlägigen Entscheidungen 
des VfGH66 (zum BVG über den umfassenden Umweltschutz) sichtbar: 
                               
64  Siehe auch Sander/Schlatter, Das Bundesverfassungsgesetz über die Nachhaltigkeit, 

den Tierschutz, den umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und 
Lebensmittelversorgung und die Forschung, in G. Baumgartner (Hrsg), Jahrbuch Öf-
fentliches Recht 2014 (2014) 235 ff. 

65  Näher B. Raschauer, Umfassender Umweltschutz und Verwaltungsrecht, in Kerschner 
(Hrsg), Staatsziel Umweltschutz (1996) 57. 

66  Vgl die Nachweise bei Gutknecht in Korinek/Holoubek et al (FN 59) Rz 10. 
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– Das Verbot des Befahrens eines Sees mit Motorbooten ist ein Eingriff in die 
Erwerbsfreiheit der Veranstalter. Das BVG konstituiert jedoch ein öffentliches 
Interesse, das den Eingriff – und zwar sogar in der weitreichenden Form eines 
Totalverbots – zu rechtfertigen vermag (VfSlg 12.009/1984). 

– Der Berechnung der Kanalgebühren dürfen nur die notwendigen Kosten zu-
grunde gelegt werden. In Anbetracht des BVG ist es jedoch gerechtfertigt, auch 
entfernt gelegene Streusiedlungen – kostenwirksam – in die Ortskanalisation 
einzubeziehen (VfSlg 11.291/1987). 

– Verwaltungspolizeiliche Regelungen dienen grundsätzlich nur der Gefahren-
abwehr. In Anbetracht des BVG ist es jedoch gerechtfertigt, den chemikalien-
rechtlichen Kennzeichnungspflichten vorsorgliche Sicherheitskalkulationen zu-
grunde zu legen (VfSlg 13.635/1993). 

In diesem Sinn ist das BVG bei Abwägungs- und Planungsentscheidungen sowie 
bei Ermessensausübungen aller Art von Bedeutung, überdies nach Maßgabe der 
Möglichkeiten einer verfassungskonformen Interpretation der jeweils maßgebli-
chen Rechtsvorschriften. Darüber hinausgehend kann man erwägen, inwieweit 
einer Staatszielbestimmung auch gewisse Handlungsaufträge, insb Gesetzge-
bungsaufträge, entnommen werden können. Die Annahme, das BVG verpflichte 
zur Ökologisierung der gesamten Rechtsordnung,67 hat jedoch keine allgemeine 
Anerkennung gefunden. Im Erkenntnis zur 3. Piste des Flughafens Wien-Schwe-
chat hat der VfGH einer solchen Auslegung explizit widersprochen und festgehal-
ten, dass ein absoluter Vorrang von Umweltschutzinteressen gegenüber anderen 
von der Verwaltung zu berücksichtigenden Entscheidungsdeterminanten aus dem 
BVG Nachhaltigkeit nicht ableitbar sei.68 Das BVG Nachhaltigkeit normiert so-
mit bloß, dass Menschen „vor schädlichen Einwirkungen“ geschützt werden sol-
len; dies lässt Parallelen zu grundrechtlichen Gewährleistungspflichten (siehe un-
ten) erkennen. Mit welchen Vorkehrungen der Gesetzgeber den gebotenen Effekt 
des Hintanhaltens von schädlichen Einwirkungen herbeiführt, unterliegt seiner 
rechtspolitischen Beurteilung. In Betracht kommen verwaltungspolizeiliche Instru-
mente ebenso wie strafrechtliche Maßnahmen oder (effektive) zivilrechtliche Ab-
wehransprüche. Das BVG gebietet als solches weder die Einrichtung von be-
stimmten (präventiven) Genehmigungsverfahren noch zB die Einräumung einer 
Parteistellung von Nachbarn.69 

Gutknecht hielt daher zum BVG über den umfassenden Umweltschutz tref-
fend fest: „Eine Gesetzgebung, die wichtige Umweltgesichtspunkte [...] außer Acht 
lässt oder gar konterkariert, wird allerdings als verfassungswidrig betrachtet wer-
den müssen, ebenso eine solche, die etwa gefährliche oder stark umweltbelasten-

                               
67  Vgl Pernthaler, Reform der Bundesverfassung im Sinne des ökologischen Prinzips, in 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie (Hrsg), Umweltpolitik durch Recht 
– Möglichkeiten und Grenzen (1992) 1; Welan, Umweltschutz durch Verfassungsrecht, 
in Kerschner (Hrsg), Staatsziel Umweltschutz (1996) 31. 

68  VfSlg 20.185/2017 uHa VfSlg 16.242/2001. 
69  Vgl B. Raschauer, ZfV 1999, 506, 507 f. 
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de Anlagen keinerlei Kontrolle unterstellen oder einen bereits erreichten Schutz-
standard drastisch zurücknehmen würde.“70 Diese Aussage ist uE auch vor dem 
Hintergrund des nunmehrigen BVG Nachhaltigkeit weiterhin gültig.  

Die verfahrensrechtliche Durchsetzung ist im Kontext der verfassungsgericht-
lichen Normenkontrolle zu sehen: Ein Rechtsakt – sei dies ein Gesetz der von 
Gutknecht angesprochenen Art oder eine zur Abwehr von schädlichen Einwir-
kungen unzureichende Grenzwertfestsetzung in Verordnungsform – wäre vom 
VfGH aufzuheben. Grundsätzlich ist in diesem Zusammenhang zu beachten, dass 
der VfGH nicht ein insoweit „fehlendes“ Gesetz erlassen kann; in der heutigen 
entwickelten Rechtsordnung bestehen jedoch zumeist irgendwelche Regelungen, 
sodass es in erster Linie um die Frage geht, ob die bestehenden, allenfalls unzu-
reichenden Regelungen verfassungsmäßig sind. 

Im Übrigen hat jedes Organ einer Gebietskörperschaft, wie bereits erwähnt, 
das BVG Nachhaltigkeit – bei sonstiger Rechtswidrigkeit – als Determinante sei-
nes Handelns mitzuberücksichtigen. Als Zielbestimmung vermag das BVG jedoch 
den klaren und unbedingten Wortlaut eines Gesetzes nicht zu überspielen. 

Knapp formulierte umweltschutzbezogene Staatszielbestimmungen finden sich 
auch in mehreren Landesverfassungen.71 Eine außergewöhnlich detaillierte Be-
stimmung ist in den Art 7a und 7b der Kärntner Landesverfassung (idF LGBl 
2018/36) enthalten. Ausdrücklich werden das Land und die Gemeinden in Art 7a 
zum Umweltschutz verpflichtet. Art 7b enthält sodann eine längere Liste von ver-
gleichsweise detailliert ausformulierten „umweltpolitischen Zielen“. Es liegt na-
he, in diesen Bestimmungen nicht nur „Determinanten“ im Allgemeinsinn zu sehen, 
sondern verbindliche inhaltliche Vorgaben zB für die Gestaltung des Raumord-
nungs- und Naturschutzrechts.72 

C. Grundrechte 

„Die Grundrechte haben für die Umweltpolitik des Staates eine zweifache Bedeu-
tung: [E]inerseits setzen sie dem Umweltgesetzgeber auch bei der Umsetzung 
umweltpolitischer Ziele Schranken, andererseits beziehen die Grundrechte zu-
mindest in Ansätzen auch Umweltaspekte in ihren Schutzbereich ein.“73 Mit die-
                               
70  Gutknecht  in Korinek/Holoubek et al (FN 59) Rz 28. 
71  Siehe Art 4 Z 3 Nö LVf: Klimaschutz, Schutz und Pflege von Umwelt, Natur, Land-

schaft und Ortsbild, Sicherung der Lebensgrundlage Wasser; Art 10 Oö LVf: Schutz 
der Umwelt, insb der Natur, des Trinkwassers und des Klimas (inkl Steigerung der 
Energieeffizienz), Vermeidung vom Lärm; Art 9 Sbg LVf: Erhaltung der natürlichen 
Umwelt und Landschaft, Schutz des Klimas (Nutzung nachhaltiger Energie) und Schutz 
des Wassers (Wasserversorgung und Ressourcennutzung) als Aufgaben und Grundsätze 
des staatlichen Handelns; Art 7 Tir LVf: Schutz der Umwelt und Berücksichtigung 
ökonomischer, ökologischer und sozialer Interessen als Ziele und Grundsätze staatli-
chen Handelns; Art 7 Abs 6, 7 Vbg LVf: Schutz der Umwelt und Klimaschutz als Ziele 
und Grundsätze staatlichen Handelns. 

72  Vgl B. Raschauer in Potacs (FN 54) 3 f. 
73  Gutknecht/Holoubek/Schwarzer, ZfV 1990, 553, 561. 
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sen Worten wird die Ambivalenz der Grundrechte für das Umweltrecht treffend 
zum Ausdruck gebracht. 

Der „Störer“ (Emittent, Schädiger, Verunreiniger usw) wird sich in vielen Fäl-
len auf seine Freiheitsrechte berufen können, insb auf die Eigentumsgarantie (Art 5 
StGG, Art 1 1. ZPEMRK) und auf die Gewährleistung der Erwerbsfreiheit (Art 6 
StGG).74 Nun bedeuten diese verfassungsrechtlichen Verbürgungen zwar nicht 
Freiheit zu Willkür und Belieben. Einschränkungen bedürfen jedoch der gesetzli-
chen Grundlage und diese gesetzlichen Grundlagen müssen durch ein Allgemein-
interesse gerechtfertigt sein und müssen sich in ihrer Ausgestaltung als nicht un-
verhältnismäßig erweisen. Wenn es ernsthaft um den Schutz der Umwelt geht, 
wird es am Erfordernis des Allgemeininteresses nicht grundsätzlich scheitern. Der 
VfGH ist, wie die erwähnten Beispiele veranschaulichen (s o), durchaus bereit, 
das Umwelt-BVG (nunmehr das BVG Nachhaltigkeit) als Ausdruck der verfas-
sungsrechtlichen Anerkennung eines öffentlichen Interesses von entsprechendem 
Gewicht zu sehen. Beispielsweise wurden vorsorgliche Regelungen des ChemG 
in VfSlg 13.635/1993 und der Kontrahierungszwang für Abfallsammler in VfSlg 
13.102/1992 als verfassungsmäßig beurteilt. 

Vor allem in der rechtspolitischen Auseinandersetzung um Regelungsdetails, 
Optionen und Alternativen ergeben sich jedoch aus dem Verhältnismäßigkeitsprin-
zip immer wieder Schranken: In einem liberalen Staatswesen muss der Rechtsun-
terworfene nicht jede Einschränkung oder Belastung hinnehmen, die umweltpoli-
tisch wünschenswert wäre. Die Maßnahme muss geeignet, erforderlich und ver-
hältnismäßig sein, in einer klassischen Formulierung: Es muss sich um die gelin-
deste noch zum Ziel führende Maßnahme handeln. 

Beispielsweise hatte der VfGH in VfSlg 12.485/1990 eine Beschränkung des 
Befahrens der Loferer Bundesstraße auf bestimmte „lärmarme“ Lkw für verfas-
sungsmäßig befunden. Nachdem die betroffene Transportwirtschaft auf solche 
lärmarme Lkw umgerüstet hatte, untersagte eine weitere Verordnung jegliches 
Fahren mit Lkw. Diese Regelung wurde mit VfSlg 12.944/1991 als verfassungs-
widrig aufgehoben. Dies allerdings nicht, weil derartigen Maßnahmen per se un-
zulässig wären, sondern „bloß“, weil in dieser speziellen Konstellation den grund-
sätzlich anzuerkennenden Interessen des Lärmschutzes doch der – nach Ansicht 
des VfGH im Gleichheitsgrundsatz wurzelnde – Vertrauensschutz der Betroffenen 
entgegenstand. 

Die zu weit gefasste Verantwortlichkeit des Liegenschaftseigentümers (Zustands-
störerhaftung) nach dem WRG wurde in VfSlg 13.587/1993 als unverhältnismäßig 
beurteilt. In VfSlg 11.567/1987 wurde der Polizei aufgetragen, gegenüber der 
„Lärmerregung“ einer übenden Konzertpianistin in verfassungskonformer Inter-
pretation ihr Recht auf Freiheit der Kunst abwägend mitzuveranschlagen. Dage-
gen wurden Beschränkungen für Zoogeschäfte im Interesse des Tierschutzes als 
angemessen beurteilt (VfSlg 18.150/2007). 
                               
74  VwGH 11.12.2009, 2008/10/0281, mHa VfSlg 15.065/1997 (Naturschutz verletzt nicht 

Eigentumsgarantie und Erwerbsfreiheit); zum Datenschutz für Unternehmensdaten VfSlg 
12.228/1984. 
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Während die „Freiheit der Störer“ in diesem Sinn allgemeinem Verfassungs-
recht entspricht und keine besonderen Aspekte birgt, ist die Frage, inwiefern 
Grundrechte zugunsten des Umweltschutzes und der von Umweltbeeinträchti-
gungen berührten Menschen wirken, rechtsdogmatisch ungleich komplizierter. 

Zunächst ist festzuhalten, dass die „Freiheit des Gestörten“ – also der in der 
Einleitung als solcher bezeichnete erste Kreis des Umweltrechts – im Allgemei-
nen keine grundrechtliche Frage ist. Wer sich durch den Lärm des Nachbarn be-
einträchtigt fühlt, wird sich auf das PolizeistrafG des betreffenden Bundeslandes 
oder auf § 364 ABGB berufen. Mit diesen und weiteren Regeln hat sich der Ge-
setzgeber bemüht, die Freiheit des einen von der Freiheit des anderen abzugren-
zen. Jedenfalls kann sich der Gestörte gegenüber dem Störer75 nicht auf die ver-
fassungsrechtliche Eigentumsgarantie oder dgl berufen; eine solche (unmittelba-
re) Drittwirkung der Grundrechte gibt es in Österreich nach hM nicht, und sie wä-
re auch nicht justiziabel, da für einen solchen geltend gemachten Anspruch weder 
der VfGH noch die ordentlichen Gerichte zuständig wären. 

Wohl aber könnte es sein, dass die bestehende Rechtslage in einer die Grund-
rechtsposition bestimmter Personen verletzenden Weise ausgestaltet ist. Das könnte 
etwa der Fall sein, wenn Anlagen eines Dritten auf dem Grund des Grundrechts-
trägers errichtet werden dürften, ohne dass das für eine solche Enteignung erfor-
derliche öffentliche Interesse gegeben sein und dargelegt werden müsste. In die-
ser Hinsicht gibt es immer wieder bedenkliche Regelungen, etwa wenn nach § 5 
StarkstromwegeG („Vorarbeiten“) ganze Bautrupps auf fremden Grund einmar-
schieren dürfen, um dort zeitlich und sachlich nicht näher limitierte Bohrungen 
und Grabungen vorzunehmen, ohne dass der Betroffene dazu auch nur zu hören 
wäre.76 

Letztlich sind auch solche Grundrechtsfragen „normale“ verfassungsrechtli-
che Fragen und keine spezifisch umweltrechtlichen. Bei den Problemen des ers-
ten Kreises des Umweltrechts – grob gesprochen: des Nachbarrechts – geht es 
eher darum, dass etwas „lärmt“ und „stinkt“. Damit transzendieren wir jedoch die 
Wirkungsweise der Grundrechte. Als der Verfassungsgesetzgeber statuierte „Das 
Eigentum ist unverletztlich“, hatte er nicht eine bestimmte Immissionsfreiheit vor 
Augen; dies war – jedenfalls nach damaligem Verständnis – eine Aufgabe des Po-
lizeirechts. In den Worten der Grundrechtsthematik: Der Lärm stellt keinen Ein-
griff in das Grundrecht auf Eigentum – als Rechtsposition – dar. 

Es sei an dieser Stelle nur angemerkt, dass hier vom ersten Kreis des Umwelt-
rechts die Rede ist; bei Angelegenheiten der weitere Kreise des Umweltrechts – 
etwa einer Naturschönheit oder der globalen Erwärmung – mangelt es schon the-
matisch von vornherein an jedem Individual- und Grundrechtsbezug, da kein 
Grundrechtsträger in seiner geschützten Sphäre berührt wird. 
                               
75  Es sei denn, der Störer ist der Staat; vgl Novak/Aicher/Funk, Militärische Luftfahrt und 

Verfassung (1988). 
76  VfSlg 15.545/1999 hat dies für verfassungsmäßig erachtet; krit B. Raschauer, RdU 2000, 

73. 
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Freilich könnte die Immission, um zu diesen Fragen zurückzukehren, doch ein 
grundrechtliches Thema sein, wenn den Grundrechten neben diesem traditionell 
auf Eingriffe in die Rechtssphäre fixierten Abwehrgehalt noch eine weitere Wir-
kungsdimension zukommt. Es ist dies die Frage der Gewährleistungen im All-
gemeinen bzw der Schutzpflichten im Besonderen.77 Im Wesentlichen gibt es dazu 
zwei Ansätze: 
– Einerseits könnte man vertreten, dass der Staat, der solche Immissionen (durch 

wen auch immer) zulässt, dies „zurechnen“ lassen muss. Er hätte es in der 
Hand, nachteilige Immission zu untersagen. Wenn er sie zulässt, so liegt ein 
Mangel in der Gesetzgebung vor, also muss sich der Staat Störungen des 
Grundrechtsträgers zurechnen lassen, letztlich so, als hätte er selbst gestört. 
Grundrechtsdogmatisch handelt es sich um ein erweitertes Verständnis des 
„Eingriffs“ in ein Grundrecht: Nicht die Immission, wohl aber die sie zulas-
sende Rechtsordnung ist als Eingriff zu sehen. 

– Andererseits könnte man vertreten, dass es schon nach dem historischen Ver-
ständnis des Verfassungsgesetzgebers zu eng wäre, in (bestimmten) Grundrech-
ten nur staatsgerichtete Abwehransprüche zu sehen. „Das Eigentum ist unver-
letzlich“ besagt nicht nur, dass der Staat ungerechtfertigte Eingriffe unterlas-
sen soll, sondern er soll den Eigentümer auch in seiner Eigentümerstellung 
schützen und diese gewährleisten. Dies wurde seinerzeit nicht besonders her-
vorgehoben, da es ohnehin bereits eine funktionierende, das Eigentum schüt-
zende Zivil-, Straf- und Polizeirechtsordnung gab. Grundrechtsdogmatisch geht 
es hier nicht um ein Denken in „Eingriffen“, sondern um einen zur Abwehr-
dimension hinzutretenden zweiten Gehalt von (bestimmten) Grundrechten: die 
aus dem Grundrecht resultierende Gewährleistungs- und Schutzpflicht. 

In der praktischen Argumentation pflegen diese Gedankengänge zu verschwimmen, 
die Unterschiede in den praktischen Abwägungsergebnissen sind in der Tat nicht 
sehr groß. Unterschiede dürfen allerdings nicht übersehen werden. Wer Schutz-
pflichten abwehrrechtlich konstruiert, bejaht den subjektiv-rechtlichen Gehalt und 
unterwirft sie den Grenzen der Abwehrwirkung (insb des Gesetzesvorbehalts). 
Wer Schutzpflichten eigenständig konstruiert, sieht sie objektiv-rechtlich – ver-
gleichbar Staatszielbestimmungen und Gesetzgebungsaufträgen – und dementspre-
chend allgemein und abwägungsoffen. 

Als Grundlagen für umweltrechtliche Gewährleistungspflichten ist an das Recht 
auf Leben (Art 2 Abs 1 EMRK)78 sowie – etwas realitätsnäher – an die Eigen-
                               
77  Holoubek, Grundrechtliche Gewährleistungspflichten (1997) 284; Feik, Staatliche Ge-

währleistungspflichten und Nachbarrechte im gewerblichen Betriebsanlagenrecht, in 
Grabenwarter (Hrsg), Kontinuität und Wandel der EMRK (1997) 205; B. Raschauer, 
ZfV 1999, 506, 508; Gutknecht in Korinek/Holoubek et al (FN 59) Rz 40; Grabenwar-
ter, Risikoentscheidungen aus der Sicht der Europäischen Menschenrechtskonvention, 
in Hauer (Hrsg), Risikoentscheidungen im Umweltrecht (2009)29, 40. 

78  Vgl allerdings die Entscheidung EGMR 30.11.2004 (GK), RJD 2004 XII – Öneryildiz: 
Die Explosion auf einer Deponie (ein Risiko, vor dem Sachverständige schon zuvor 
gewarnt hatten) verursachte den Tod mehrerer Menschen. 
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tumsgewährleistung (Art 1 1. ZPEMRK) und an den Schutz von Privatleben und 
Wohnung (Art 8 EMRK) zu denken.79 Diese Hervorhebung von EMRK-Rechten 
ist deshalb von Bedeutung, da bei ihnen schon in Anbetracht ihrer Entstehungs-
zeit die Annahme von – wie der EGMR sie nennt – positive obligations näherliegt 
als bei dem aus der Zeit des staatsrechtlichen Liberalismus stammenden StGG 
1867.80 In der mit 1.12.2009 in Kraft getretenen EU-Grundrechte-Charta finden 
sich ähnliche Bestimmungen wie in der EMRK, überdies die Zielbestimmung 
„Umweltschutz“  in Art 37.81 

Beispielsweise kam Holoubek in seiner grundlegenden Studie zu folgendem 
Auslegungsergebnis: „Zusammenfassend läßt sich also festhalten, dass Immissi-
onsschutz in zweifacher Hinsicht vom Schutzbereich des Art 8 Abs 1 EMRK erfaßt 
ist: Wegen des Schutzes der physischen Integrität sind gesundheitsgefährdende 
Immissionen von technischen Anlagen als Eingriffe in Art 8 Abs 1 EMRK zu wer-
ten, wegen des Schutzes auch der Wohnungsnutzung sind Immissionen darüber 
hinaus auch dann als Eingriffe in den Art 8 Abs 1 EMRK gewährleisteten Schutz 
der Wohnung zu werten, wenn sie unterhalb der Schwelle der Gesundheitsgefähr-
dung liegen, aber – jedenfalls über ein im Normalfall zu tolerierendes Maß hin-
ausgehende – Beeinträchtigungen der Wohnungsnutzung darstellen.“82 

Bei der Würdigung der Wirksamkeit der EMRK für den Umweltschutz ist zu 
beachten, dass der EGMR nur feststellen kann, dass ein Staat effektiv gegen seine 
Verpflichtungen verstoßen hat, und dass er dem Beschwerdeführer Geldentschä-
digung zuerkennen kann. 

Aus der von Grabenwarter83 zusammengestellten Rechtsprechung ragen fol-
gende Fälle als sogenannte leading cases hervor: Im Fall Lopez Ostra84 hat der 
EGMR einen Verstoß gegen Art 8 EMRK darin gesehen, dass Nachbarn langdau-
ernd nicht vor erheblichen Einwirkungen aus einer industriellen Abfallbehand-
lungsanlage geschützt waren. Ähnlich kam er im Fall Guerra85 im Hinblick auf 
„schwere Umweltbeeinträchtigungen“ aus einer Düngemittelproduktion zur Fest-
stellung einer Verletzung von Art 8 EMRK. Im Fall Hatton86 sah der EGMR zu-
                               
79  Art 6 und 13 EMRK schaffen als rein verfahrensrechtliche Grundrechte keine materi-

ell-rechtlichen Grundlagen, sondern sind für die Rechtsdurchsetzung von Bedeutung. 
80  Siehe Kahl, Neue höchstrichterliche Rechtsprechung zum Umweltrecht, JZ 2008, 74 

(Teil 1), 120 (Teil 2); Kley-Struller, Der Schutz der Umwelt durch die EMRK, EuGRZ 
1995, 507; Meyer-Ladewig, Das Umweltrecht in der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte, NVwZ 2007, 25; Ennöckl/Painz, Gewährt die EMRK 
ein Recht auf Umweltschutz? juridikum 2004, 163; San José, Environmental protec-
tion and the European Convention on Human Rights (2005) 16 ff. 

81  Die Bestimmung ist im Licht von Art 52 der Charta nicht als ein „Recht“ zu qualifizieren. 
Siehe dazu Madner in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC – Kommentar (2014) Art 37.  

82  Holoubek (FN 77) 287. 
83  Grabenwarter in Hauer (FN 77). 
84  ÖJZ 1995, 347. 
85  ÖJZ 1999, 33, 36. 
86  ÖJZ 2003, 72; vgl Kind, Diskussion: Nachtfluglärm verstößt gegen Menschenrechte, 

RdU 2002, 20. 
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nächst eine Verletzung darin, dass Nachbarn nicht effektiv vor Lärmbeeinträchti-
gungen vom Flugplatz Heathrow geschützt wurden; die Große Kammer des 
EGMR87 stellte jedoch anschließend die wirtschaftliche Bedeutung des Flugver-
kehrs und den politischen Charakter der Planungsmaßnahmen in den Vordergrund 
und erachtete Art 8 EMRK als nicht verletzt. In neuerer Zeit entnimmt der EGMR 
Art 8 EMRK die Pflicht des Staates zur Information der Betroffenen (Gefährde-
ten).88 Die in den letzten zehn Jahren vom EGMR entschiedenen Fälle mit Um-
weltbezug89 reichen von Lärmemissionen durch Dieselmotoren am Bahnhof,90 Be-
einträchtigungen durch stark befahrene Autostraßen,91 potenzielle Trinkwasser-
verschmutzungen durch einen planungswidrigen Friedhof,92 eine Schwermetalle 
emittierende Chemiefabrik,93 bis hin zu Arbeiten in einem mit Asbest belasteten 
Umfeld.94 

In gewisser Weise in Vorwegnahme solcher Überlegungen ist der VwGH da-
von ausgegangen, dass dem Starkstromwegerecht in verfassungskonformer Inter-
pretation entnommen werden muss, dass die Vollziehung jedenfalls zur Wahrung 
des Schutzes von Leben und Gesundheit von Nachbarn verpflichtet ist.95 

D. Die Bedeutung des Rechtsstaatsprinzips 

Das Handeln von staatlichen Behörden bedarf der gesetzlichen Grundlage (Art 18 
Abs 1 B-VG: „Legalitätsprinzip“). Das BVG-Nachhaltigkeit genügt, wie erwähnt, 
nicht als Rechtsgrundlage, um gegen Umweltbeeinträchtigungen einzuschreiten. 
Die Grundrechte wiederum können, wie gezeigt, nur in besonderen Fällen zu ei-
ner gegebenenfalls befugniserweiternden verfassungskonformen Interpretation 
beitragen. 

Art 18 Abs 1 B-VG entnehmen Lehre und Rechtsprechung, dass die gesetzli-
chen Regelungen, insb wenn sie zum Eingriff in Rechtspositionen ermächtigen, 
hinreichend bestimmt sein müssen. Regelungen der Art, dass „Beeinträchtigungen 
der Umwelt verboten und behördlich mit allen Mitteln abzustellen sind“, wären 
als nicht ausreichend determiniert und damit als verfassungswidrig anzusehen. 
                               
87  RdU 2004, 68 mAnm Painz = ÖJZ 2005, 642. 
88  EGMR 27.1.2009, 67021/01 – Tatar (RdU 2009, 132); krit Schöpfer, Zur unzureichen-

den Ahndung von Umweltkatastrophen durch den EGMR, RdU 2009, 184. 
89  Wanke-Jellinek, Umweltbezogene Rechtsprechung des EGMR – Wesentliches aus zehn 

Jahren, in Ennöckl/Niederhuber (Hrsg), Jahrbuch Umweltrecht 2017 (2017) 281.  
90 EGMR 18.6.2013, 50474/08 – Bor/Ungarn. 
91 EGMR 9.11.2010, 2345/06 – Deés/Ungarn; EGMR 21.7.2011, 38182/03 – Grimkovs-

kaya/Ukraine. 
92 EGMR 4.9.2014, 42488/02 – Dzemyuk/Ukraine. 
93 EGMR 30.3.2010, 19234/04 – Băcilă/Rumänien. 
94 EGMR 24.7.2014, 60908/11, 62110/11, 62129/11,62312/11, 62338/11 – Brincat ua/ 

Malta. 
95 VwSlg 12.878 A/1989, VwGH 15.10.1996, 95/05/0137; dagegen zum Schutz vor blo-

ßen Belästigungen VwGH 26.4.2000, 96/05/0048. 
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Andererseits darf nicht übersehen werden, dass Gesetze generell-abstrakte Rege-
lungen treffen sollen. Der normative Inhalt lässt sich oft aus historischen und sys-
tematischen Zusammenhängen hinreichend deutlich erkennen. Daher hat die Judi-
katur die Bestimmungen „Jede Waldverwüstung ist verboten“ (§ 16 Abs 1 ForstG) 
und „Wer ungerechtfertigt störenden Lärm herbeiführt, ist [...] zu bestrafen“ (im 
Polizeirecht der Länder) noch nie beanstandet. In VfSlg 13.635/1993 hat der 
VfGH den in Prüfung gezogenen Bestimmungen des ChemG attestiert, dass sie 
dem im Umweltrecht zu fordernden Standard entsprächen. Auch sogenannte „un-
bestimmte Gesetzesbegriffe“ können, wenn sich ihr Sinn im Rechtsanwendungs-
zusammenhang erschließen lässt, durchaus zulässig sein, etwa die vielfach vorzu-
findende Maßgeblichkeit des „Standes der Technik“, die für das Naturschutzrecht 
typischen Tatbestände des „Eingriffs in das innere Gefüge des Naturhaushaltes“ 
bzw der „dauernden und maßgeblichen Beeinträchtigung der Landschaft in ihrer 
Schönheit und Eigenart“ oder die im Anlagenrecht geläufige Ermächtigung zur 
Vorschreibung von „bestimmten geeigneten Auflagen“. Im Umweltplanungsrecht 
akzeptiert der VfGH eine gesetzliche Vorherbestimmung der Planung durch die 
Festsetzung von Zielen („finale Determinierung“), sofern solche Regelungen mit 
geeigneten Planungsverfahren („Grundlagenforschung“) verbunden sind.96 

Insgesamt sind es daher oft die politischen Kompromissbildungen im Gesetz-
gebungsverfahren und das Drängen der Wirtschaftskammer nach „Rechtssicher-
heit“, die zu kasuistischen und detailreichen Regelungen Anlass geben. Es darf 
nicht übersehen werden, dass kasuistische Regelungen die Vollziehung oft extrem 
erschweren – was immer wieder zulasten des Umweltschutzes geht. 

Das Rechtsstaatsprinzip umfasst nicht nur das Gebot der hinreichenden ge-
setzlichen Vorausbestimmung behördlichen Handelns, sondern auch das Rechts-
schutzprinzip: Vor allem gegen staatliche Rechtseingriffe muss die Möglichkeit 
offen stehen, ein Gericht (Tribunal) anzurufen. Nach der Judikatur muss dieser 
Rechtsschutz  „effektiv“ sein; es wäre unzulässig, die aufschiebende Wirkung von 
Rechtsmitteln global auszuschließen und den Rechtsschutzsuchenden generell ein-
seitig mit allen Folgen einer potenziell rechtswidrigen Entscheidung solange zu 
belasten, bis sein Rechtsschutzgesuch endgültig erledigt ist.97 

Diese – für die Abgabenverwaltung oder für das Polizeirecht durchaus ange-
brachte – Konzeption ist die Wurzel für zahlreiche praktische Probleme im Um-
weltschutz: Jemand errichtet ohne Bewilligung eine Anlage im Landschaftsschutz-
gebiet, im Wald oder an einem Flussufer. Gegen den behördlichen Entfernungs-
auftrag erhebt der Errichter ein Rechtsmittel. Diesem kommt kraft Gesetzes grund-
sätzlich aufschiebende Wirkung zu. Gegen die abweisende Entscheidung des VwG 
werden VfGH und VwGH angerufen, die der Beschwerde in einem solchen Fall 
aufschiebende Wirkung zuerkennen würden. Erkennt ein Gerichtshof, dass das 
Ermittlungsverfahren mangelhaft war, wird die angefochtene Entscheidung auf-
                               
96 B. Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht5 (2017) Rz 578. 
97  Ständige Rechtsprechung seit VfSlg 11.196/1986; Berka, Verfassungsrecht6 (2016) 

Rz 195.  
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gehoben und das Spiel geht weiter. Das bedeutet: Obwohl der Fall in allen Tages-
zeitungen kritisiert wird, kann es sein, dass die Anlage jahrelang in Betrieb steht. 
Im schlimmsten Fall fällt, wenn der Entfernungsauftrag eines Tages vollstreckbar 
geworden ist, der Vollstreckungsbehörde auf, dass der Auftrag nicht in einer zur 
Vollstreckung geeigneten Weise bestimmt ist. In Anbetracht des Grundsatzes der 
entschiedenen Sache besteht dann für die Behörde auch keine Reparaturmöglich-
keit. Der Anlagenbetreiber hat „gewonnen“, die Rechtsstaatlichkeit hat den Um-
weltschutz verdrängt. 

Diesen Grundgedanken kann man beliebig variieren: in Bezug auf die Über-
schreitung von vorgeschriebenen Emissionsgrenzwerten, auf die nachträgliche Vor-
schreibung von zusätzlichen Auflagen oder auf die Entfernung von Bodenverun-
reinigungen bis hin zu Altlasten. Insgesamt wird deutlich, dass das Rechtsstaats-
prinzip im Wesentlichen zu Lasten des Umweltschutzes wirkt. 

E. Entscheidungen im Konflikt 

Für das Verständnis der Rechtsdurchsetzung im Umweltrecht ist die adäquate Sicht 
der Struktur von Verwaltungsverfahren von entscheidender Bedeutung. Was be-
wirkt der Gesetzgeber, wenn er eine Angelegenheit aus dem allgemeinen zivil-
rechtlichen Nachbarrecht heraushebt und sie zu einer verwaltungsrechtlichen Sa-
che macht? Bei unbefangener Lektüre der §§ 74, 77 GewO könnte man auf den 
Gedanken verfallen, dass man als Beeinträchtigter zwar nicht vor dem Bezirks-
gericht, wohl aber vor der zuständigen Verwaltungsbehörde auf Vermeidung von 
Gesundheitsgefahren und von unzumutbaren Belästigungen „klagen“ könnte. Tat-
sächlich bedeutet die Zuständigkeit einer Verwaltungsbehörde jedoch die Be-
schränkung des Beeinträchtigten auf Stellungnahmerechte (Einwendungen) gegen-
über der Behörde im Rahmen eines Verfahrens, das im Wesentlichen allein von 
den Initiativen des „Störers“ (des Projektswerbers) abhängig ist. 

In den vorstehenden Beispielen war nicht von ungefähr von „Einparteienver-
fahren“ die Rede, also von Verfahren, an denen nur der Projektwerber beteiligt 
ist. Eine Mitwirkung von Dritten, insb eine Mitwirkung der Beeinträchtigten (vor 
allem der Nachbarn), ist nur in besonderen Konstellationen vorgesehen. Der VfGH 
hält dazu in seiner Rechtsprechung fest, dass keine solche Verfassungsnorm be-
stehe, die Parteirechte überhaupt oder in einem bestimmten Umfang garantierte.98 
– Zunächst kommen Mitwirkungsrechte Dritter nur in Betracht, wenn bestimm-

te Maßnahmen überhaupt der Genehmigung mit Bescheid bedürfen und wenn 
ein solches Verfahren anhängig ist.  

– Daraus ergibt sich, dass es bei Maßnahmen, die (wenn auch unter bestimmten 
Voraussetzungen) generell zulässig sind, auch keine Mitwirkungsrechte Drit-
ter geben kann.99 

                               
98  Siehe Wessely, Eckpunkte der Parteistellung (2008). VfSlg 11.934/1988. 
99  VfSlg 18.142/2007 – Handymasten. 
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– Daraus ergibt sich weiters, dass im Allgemeinen100 keine Mitwirkungsrechte 
Dritter bestehen, wenn genehmigungspflichtige Maßnahmen ohne die oder vor 
der Erteilung der entsprechenden Genehmigung begonnen werden. 

– Sofern ein mit Bescheid zu entscheidendes Genehmigungsverfahren anhängig 
ist, bedeutet das nicht, dass Nachbarn“ Mitwirkungsrechte in Form der Partei-
stellung zukommen müssen, weil es im Allgemeinen nicht auf Nachbarschaft 
ankommt, sondern darauf, ob der Schutz von subjektiven öffentlichen Rech-
ten Dritter einen Verfahrensgegenstand bildet.101 Parteistellung bedeutet also 
nicht, dass betroffene Dritte jeden wahrgenommenen Verstoß gegen umwelt-
rechtliche Vorschriften geltend machen können, sondern nur soweit subjektive 
öffentliche Rechte im jeweiligen Materiengesetz eingeräumt werden. 

– Schließlich wurden im Interesse der Beschleunigung von Genehmigungsver-
fahren auch „vereinfachte Verfahren“ (Anzeigeverfahren) entwickelt, in denen 
es zwar um den Schutz subjektiver öffentlicher Rechte Dritter geht, bei denen 
diesen Dritten jedoch zumeist102 keine Mitwirkungsrechte zukommen. 

Es ist also festzuhalten, dass das österreichische Recht nicht einmal im Hinblick 
auf den „ersten Kreis“ des Umweltrechts (siehe oben I.B.), also in Fällen persön-
licher Betroffenheit, zwingend eine allgemeine Klagebefugnis auf Unterlassung 
wahrgenommener Umweltbeeinträchtigungen kennt. Als Kompensation wurden 
in allen Bundesländern Umweltanwaltschaften eingerichtet. Sie sind entgegen ih-
rer Bezeichnung nicht allzuständig, ihnen kommen die Funktionen zu, die ihnen 
die Gesetze zuweisen. Im Vordergrund stehen ihre Parteistellung in den (im All-
gemeinen weiterhin als Einparteienverfahren ausgestalteten) Naturschutzverfah-
ren sowie ihre Mitwirkungsrechte in UVP- und AWG-Verfahren.  

Sodann kann die Behörde – insb bei Großprojekten – eine öffentliche Erörte-
rung durchführen (§ 44c AVG).103 Weiters sehen das UVP-G 2000 und mehrere 
Gesetze im Umsetzungsbereich der Industrieemissions-RL eine „Öffentlichkeits-
beteiligung“ vor. Öffentlichkeitsbeteiligung ist nicht dasselbe wie Parteistellung; 
Öffentlichkeitsbeteiligung berechtigt jedermann zur Abgabe einer schriftlichen 
Stellungnahme zum Projekt, mit der sich die Behörde „auseinandersetzen“ muss. 
Schließlich sind in neueren Gesetzen Stellungnahmerechte, Mitwirkungsrechte so-
wie (im Wesentlichen von der Rechtsprechung eingeräumte) Rechtsmittelbefug-
nisse von Umweltorganisationen (NGOs)104  vorgesehen.105  
                               
100  Wenn man von Sonderfällen wie §§ 122 und 138 WRG oder § 79 GewO absieht. Ein 

besonderes Antragsrecht bei oder nach Gefahreneintritt sieht § 11 B-UHG vor. 
101  Vgl B. Raschauer (FN 96) Rz 1083, 1090. Speziell zur Risikoentscheidung im Anla-

genrecht Wessely, Risikoentscheidung im Anlagenrecht, in Hauer (Hrsg), Risikoent-
scheidungen im Umweltrecht (2009) 81. 

102  Vgl näher Kap 6: Feik, Gewerbliches Betriebsanlagenrecht (in diesem Band). 
103  Vgl B. Raschauer, Großverfahren, UVP und Öffentlichkeitsarbeit, in Österreichische 

Juristenkommission (Hrsg), Recht und Öffentlichkeit (2004) 84. 
104 Siehe Alge/Schamschula, Rechtssache Protect: Der Europäische Gerichtshof zum Rechts-

schutz von Umweltorganisationen nach der Aarhus Konvention, in Ennöckl/Niederhu-
ber (Hrsg), Jahrbuch Umweltrecht 2018 (2018) 71. 
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Zusammenfassend zerfällt die verfahrensrechtliche Behandlung von Umwelt-
konflikten in zwei strikt gesonderte Bereiche: auf der einen Seite die Fälle einer 
vollen Parteistellung von betroffenen Dritten in Genehmigungsverfahren, in deren 
Rahmen diese bei nachgewiesener106 Rechtswidrigkeit ein Projekt auch verhindern 
können; auf der anderen Seite die unzähligen anderen Konstellationen, in denen 
betroffene Dritte auch bei offenkundigen Verstößen gegen umweltrechtliche Vor-
schriften nur Stellungnahmen an die zuständige Behörde richten können, in denen 
die Genehmigungen von Vorhaben allerdings nicht bekämpft werden können. 

Diese restriktive Sicht und Praxis steht vor großen Herausforderungen. Nach 
Art 13 EMRK kommt jedermann ein Recht auf eine wirksame Beschwerde wegen 
(behaupteter) Verletzung eines EMRK-Rechts zu: Der beeinträchtigte Nachbar als 
Grundeigentümer kann sich also auf Art 1 des 1. ZPEMRK, im Übrigen auf Art 8 
EMRK berufen. Die Möglichkeit, die Volksanwaltschaft anzurufen, gilt nicht als 
wirksame Beschwerde. Es ist ungeklärt, welche andere Beschwerdemöglichkeit 
in Österreich dem Beeinträchtigten offensteht und ob die Rechtslage in Österreich 
also EMRK-konform ist. Der EGMR prüft nicht, ob jemandem im österreichi-
schen Recht Parteistellung zukommt oder nicht; er prüft, ob im Ergebnis eines der 
genannten Rechte verletzt wurde. Art 13 EMRK ist als akzessorisches Recht be-
reits dann verletzt, wenn der Betroffene nicht einmal die Möglichkeit hatte, eine 
solche Rechtsverletzung geltend zu machen. 

Überdies ist ein aus dem Unionsrecht resultierendes Problem noch nicht be-
wältigt. Der EuGH hat im Fall Delena Wells107 entschieden, dass sich der Einzel-
ne bei der zuständigen Behörde beschweren kann, wenn in einem konkreten Fall 
entgegen der UVP-RL zu Unrecht eine UVP nicht durchgeführt worden ist. Dies 
wird wohl ähnlich zu sehen sein wie der erwähnte Art 13 EMRK: Die UVP-RL 
gebietet nicht, dass irgendjemandem Parteistellung zukommen muss, nach der 
Entscheidung Wells muss es jedoch eine wirksame Beschwerdemöglichkeit zur 
Wahrung des Unionsrechts geben („Der Einzelne als Hüter des Unionsrechts“). 
In der auf die Parteistellung im Sinn des AVG fixierten österreichischen Rechts-
ordnung ist daher auch dieses Problem noch nicht gelöst. 

2008 hat der EuGH im Fall Janecek108 entschieden, dass einer im Nahebereich 
einer Straße wohnenden Person das Recht zukommen muss, bei Überschreiten 
der Immissionsgrenzwerte das Fehlen des nach EG-Luftreinhalterecht vorgeschrie-
benen Aktionsplans Feinstaub geltend zu machen. Die Umsetzung der damit zum 
                               
105  Vgl zu diesen Fragen Schulev-Steindl, JRP 2004, 128; Merl, Umweltverträglichkeit neu – 

Das UVP-G 2000 nach den Novellen 2004 und 2005, RdU 2005, 52; Berger in Institut 
für Umweltrecht (FN 26); Mauerhofer, NGOs und Einzelpersonen im UVP-Feststel-
lungsverfahren, RdU 2006, 9. 

106  Zu den damit verbundenen Fragen Würthinger, Verfahrensrechtliche Aspekte von Risi-
koentscheidungen, in Hauer (Hrsg), Risikoentscheidungen im Umweltrecht (2009) 93, 
96. 

107  EuGH 7.1.2004, C-201/02 = RdU 2004, 146 mAnm Mauerhofer. 
108  EuGH 25.7.2008, C-237/07; vgl dazu den Versuch einer unionsrechtskonformen Inter-

pretation von Potacs, Subjektive Rechte gegen Feinstaub, ZfV 2009, 1667. 
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Ausdruck kommenden Rechtsdurchsetzungsgewährleistung im österreichischen 
Recht bereitet in der Praxis jedoch Schwierigkeiten. 

Insgesamt wird in diesem Zusammenhang die große Bedeutung sichtbar, die 
der Kategorie des „subjektiven öffentlichen Rechts“ im österreichischen Umwelt-
recht auch heute nach wie vor zukommt. Allein die Zuweisung dieser Rechtsposi-
tion ermöglicht effektive Rechtsverfolgung. Nur zum Teil finden sich ausdrückli-
che gesetzliche Zuweisungen; zumeist entscheiden jedoch die Gerichtshöfe des 
öffentlichen Rechts, ob sie den anwendbaren Vorschriften entnehmen, dass die In-
teressen einer Person als „rechtliche“ bzw als „rechtlich geschützte Interessen“ zu 
werten sind. Rechtsverfolgung im Umweltrecht ist daher wesentlich durch Rich-
terrecht geprägt. 




